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Begrüßung 
 

 
 

 
 
 
 
Kerrin Stumpf, Vorstand bvkm, und Gerwin Matysiak, Bundesvorsitzender BSK 

 

 

Gerwin Matysiak:  

Einen wunderschönen guten Tag, meine Damen und Herren, liebe Gäste.  

Beratung auf Augenhöhe ist das zentrale Thema unserer heutigen Veranstaltung, zu  

der ich Sie alle herzlich willkommen heiße. 
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Erst ab Januar 2018 wird es Beratungsstellen geben, in denen Menschen mit 

Behinderung Beratung mit kompetenten Ansprechpartnern für Teilhabe am Leben 

erhalten sollen. Die zusätzlichen Anlaufstellen für betroffene Menschen sollen 

Ergänzung zur jahrzehntelangen Beratungstätigkeit sein, die wir in unseren 

Verbänden immer schon gemacht haben. Ein staatlich gefördertes Angebot wird in 

der Selbsthilfe die Beratung nicht ersetzen, denn eigene Erfahrungen mit chronischer 

Erkrankung und Behinderung erweisen sich oft als hilfreich und notwendig.  

Vielmehr profitieren alle Beteiligten von der Qualifizierung professioneller und 

langjährig erfahrener ehrenamtlicher Berater. Um diese Ansprechpartner auf die 

Aufgaben vorzubereiten, haben wir mit dem bvkm die Veranstaltung organisiert. Es 

ist die zweite gemeinsame Veranstaltung. Sie sollen die Möglichkeit erhalten, sich im 

Kreise von Menschen mit gleichen Interessen, unabhängig von hauptamtlicher oder 

ehrenamtlicher Tätigkeit, auszutauschen. Mit hochkarätigen Referenten aus Bundes- 

und Landesministerien, aus Hochschulen, Verbänden, Anwaltskanzleien diskutieren 

Sie über Ihre Erfahrungen und Erwartungen bei den kommenden Aufgaben und  

formulieren Ihre Leitfragen für die Fragestunde am Nachmittag.  

Das Netzwerk unabhängige Beratung hat sich kurz nach der Gründung vor  

zweieinhalb Jahren mit dem Thema beschäftigt und bei der Umsetzung des 

Bundesteilhabegesetzes (BTHG) auf die Notwendigkeit von Strukturen hingewiesen. 

Die Netzwerkerinnen und Netzwerker haben unter anderem ein 

Fortbildungsprogramm mit der Evangelischen Fachhochschule Ludwigsburg 

zusammengestellt. Wir wissen, wie wichtig Datenschutz heutzutage ist.  

 

Ich wünsche Ihnen und uns, dass dieser Tag zur Professionalisierung der  

unabhängigen Teilhabeberatung beiträgt und insbesondere, unabhängig von  

Interessen Dritter. 

  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich übergebe an Frau Stumpf vom bvkm.  

 

Kerrin Stumpf: Ich begrüße Sie alle sehr herzlich, liebe Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer, Referentinnen und Referenten, sehr geehrte Damen und Herren. 

 

„Glück kann man teilen, Sorgen auch.“ 
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Mit diesem Leitgedanken des bvkm, der viel mit Beratung zu tun hat, möchte ich Sie 

im Namen des Bundesverbandes für körper- und mehrfachbehinderte Menschen und 

im Namen unseres gemeinsamen „Netzwerks unabhängige Beratung“ sehr herzlich 

begrüßen.  

 

Hier auf dem Foto sehen Sie zwei Menschen, die uns besonders am Herzen liegen, 

nicht nur individuell, der junge Mann ist mein Sohn, auch als Verband. 

 

Menschen mit komplexen Behinderungen, herausforderndem Verhalten; Menschen, 

für die der Zugang zu Teilhabe am Leben in der Gesellschaft in besonderer Weise 

erschwert ist. 

 

Die Übergänge zwischen den Zielgruppen, gerade bei unseren Verbänden, BSK und 

bvkm, sind fließend. Wir haben gemeinsame Schwerpunkte bei Barrierefreiheit, 

Assistenz und bestimmten Schnittstellenfragen. Unsere Erfahrung zeigt uns, dass 

jeder Mensch Teilhabe sucht und von ihr profitiert, und es ist unsere Aufgabe, ihn auf 

seinem Weg zu unterstützen. Wir arbeiten zusammen, denn Zusammenarbeit stärkt 

unsere Selbsthilfe. Herr Matysiak hat Ihnen schon vorgestellt, wie wir das „Netzwerk 

unabhängige Beratung“ aufgebaut und dem § 32 SGB IX in seiner jetzigen Form 

entgegengefiebert haben mit unserer Ertüchtigung von Mitgliedsvereinen zu 

erfolgreicher, unabhängiger Beratung mit klarem, starkem peer-Bezug. Die 

Ergebnisse in unserem Labor waren schon mal was, jetzt sind wir gespannt auf die 

Wirklichkeit, wenn ab dem 1.1.2018 das neue Beratungs-Instrument bundesweit als 

große, peer-starke und zugleich fachlich und  - dank der erheblichen Förderung auch 

wirtschaftlich- unabhängige Stärkung der Leistungsberechtigten, also Menschen mit 

Zugangswünschen zur Teilhabe und Rehabilitation, an den Start geht. 

 

Für den bvkm und seinen Vorstand darf ich ausdrücklich zusagen, dass wir  für das 

Gelingen der unabhängigen Teilhabeberatung - so wie bisher - verbandlich alles 

geben werden im Interesse unserer Zielgruppe.  

  

Ich bedanke mich bei den Organisatoren dieses Tages für die ausgezeichnete 

Vorbereitung und wünsche Ihnen allen heute einen ganz spannenden Fachtag.   

Vielen Dank.  
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Damit übergebe ich die Moderation an Frau Turhan, Koordinatorin des Netzwerks 

unabhängige Beratung. 

 

 

 

 

 

Turhan: Vielen Dank! Ich begrüße Sie alle herzlich zur Fachveranstaltung des 

Netzwerks unabhängige Beratung der Bundesverbände bvkm und BSK hier in Berlin. 

 

Ich bin Hülya Turhan, Referentin beim bvkm und eine von zwei Projektleiterinnen des 

Netzwerks unabhängige Beratung. Meine Kollegin Frau Franziska Facius kann aus 

gesundheitlichen Gründen heute leider nicht teilnehmen.   

 

Ich freue mich, Sie heute durch das Programm begleiten zu dürfen.  

 

Wir sind glücklich, dass Sie so zahlreich erschienen sind. Wir haben nicht nur die 

Kapazitäten des Hauses ausgeschöpft, sondern überschritten, dennoch konnten wir 

nicht alle Anmeldungen berücksichtigen. 

 

Daher freue ich mich, Ihnen mitteilen zu dürfen, dass wir eine zeitnahe online-

Dokumentation für Anfang 2018 planen. So können auch diejenigen, die heute nicht 

teilnehmen, die Beiträge und den Diskussionsstand nachlesen. 
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Sie werden diese Informationen auf den Internetseiten der beiden Verbände erhalten 

und über die Internetseite des Netzwerkes: www.unabhaengigeberatung.de.  

 

In den Tagungsmappen finden Sie das heutige Programm, mit weiteren Angaben zu 

den Dialogforen, für die Sie sich entschieden haben. Diejenigen, die sich erst heute 

entscheiden, bitten wir, sich bis zur Mittagspause in die noch offenen drei 

Dialogforen-Listen, die im Tagungsbüro vorliegen, einzutragen.  

Dialogforum 1 ist voll. In den Dialogforen können Sie sich informieren, austauschen 

und Fragen formulieren. Alles, was in den Dialogforen diskutiert wird, ist Grundlage 

der Fragestunde am Nachmittag. Auch die Berater*innen des Netzwerks werden in 

den Dialogforen vertreten sein und einige Sätze zum Netzwerk sagen sowie die 

Leitfragen mit Ihnen zusammen aufnehmen. Diese Leitfragen kommen dann hier auf 

dem Podium an und werden diskutiert und beantwortet.  

 

Wir kommen jetzt zu den heutigen Fachbeiträgen. 
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Alfons Polczyk, Referatsleiter im Bundesministerium für Arbeit und Soziales  

 

„Beratung im Lichte des BTHG: Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung“                       

 

 

 

Sehr geehrte Frau Stumpf, Herr Matysiak, meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

ich freue mich über die Gelegenheit, mich mit einigen Sätzen an Sie wenden zu 

können und Ihnen einen Überblick über die ergänzende unabhängige 

Teilhabeberatung (EUTB) sowie den Stand des Verfahrens zu geben. Einige von 

Ihnen habe ich im Foyer begrüßt und wiedererkannt von meiner Werbetour zur 

Teilhabeberatung durch die Bundesländer. Es wäre jetzt eine gute Gelegenheit zu 

fragen, was Sie davon noch behalten haben und ob Sie meinen Anregungen gefolgt 

sind. Aber damit würde ich nur einen Teil der Anwesenden ansprechen, viele von 

Ihnen kenne ich ja tatsächlich noch nicht. Daher werde ich mit einem Werbeblock zur 

ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung beginnen.  

 

Sie widmen sich anlässlich der heutigen Fachveranstaltung der ergänzenden 

unabhängigen Teilhabeberatung und nehmen in Ihrer Einladung Bezug auf die 

Neuausrichtung der Eingliederungshilfe. Das ist in diesem Kontext sicherlich nicht 
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falsch. Ich möchte jedoch darauf hinweisen, dass die Einführung einer 

unabhängigen, ergänzenden Teilhabeberatung eine jahrzehntealte Forderung der 

Selbsthilfe ist. Es ist in einem zähen Ringen um die gesetzliche Ausgestaltung und 

vorläufige Finanzierung gelungen, die EUTB im Bundesteilhabegesetz zu verankern, 

darüber freuen wir uns. Mit dem Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und 

Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen, das ist die Langfassung des 

BTHG, ist für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die gesetzliche 

Grundlage geschaffen worden, eine ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für 

Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen zu fördern. Die Förderung steht 

im Zusammenhang mit den neu geschaffenen Möglichkeiten für mehr 

Selbstbestimmung, die mit dem Bundesteilhabegesetz eingeführt werden. Die 

Teilhabeleistungen werden weiterentwickelt mit dem Ziel, Menschen mit 

Behinderungen eine individuelle und ihren persönlichen Wünschen entsprechende 

Lebensplanung und -gestaltung zu ermöglichen. Dies bedeutet zugleich, dass sich 

die Betroffenen künftig einer größeren Vielfalt individuell möglicher Leistungen im 

weiterhin gegliederten System gegenüberstehen.  

 

Um ihre Rechte auf Selbstbestimmung, auf eigenständige Lebensplanung und 

individuelle Teilhabeleistungen verwirklichen zu können, benötigen Menschen mit 

Behinderungen künftig stärker als bisher neutrale und unabhängige Beratung.  

 

Hier setzt die ergänzende unabhängige Teilhabeberatung an. Ziel ist es, die Position 

und Selbstbestimmung von Menschen mit drohenden Behinderungen gegenüber den 

Leistungsträgern und Leistungserbringern im sozialrechtlichen Dreieck durch ein 

niedrigschwelliges, unentgeltliches und allein dem Ratsuchenden gegenüber 

verpflichtetes Beratungsangebot zu stärken und insbesondere im Vorfeld der 

Beantragung konkreter Leistungen die notwendige Orientierungs-, Planungs- und 

Entscheidungshilfe zu geben.  

 

Ein wichtiges Kriterium des Gesetzgebers für die Förderung des 

Beratungsangebotes ist, dass es unabhängig ist, d. h. nicht aus den Interessen als 

Leistungsträger oder Leistungserbringer heraus, sondern neutral und objektiv berät. 

Darüber hinaus ist es ein wichtiges Anliegen der Förderung, die Beratung durch 

Menschen mit Behinderungen oder betroffene Angehörige, das sogenannte Peer 
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Counseling, auszubauen, weil die Betroffenen selbst aus eigenen Erfahrungen 

heraus gute Kenntnisse über das System haben und diese partnerschaftlich 

vermitteln können. 

 

Die Förderrichtlinie des BMAS zur Durchführung der ergänzenden unabhängigen 

Teilhabeberatung für Menschen mit Behinderungen ist am 30.05.2017 im 

Bundesanzeiger bekannt gemacht worden und am Folgetag in Kraft getreten. Auf der 

Grundlage dieser Förderrichtlinie, in der die Antragsvoraussetzungen, 

Förderbedingungen und die konkrete Ausgestaltung der Fördermöglichkeiten 

festgelegt sind, können sich Angebote zur Teilhabeberatung um Zuwendung 

bewerben. Die erste Förderperiode beginnt am 01.01.2018 mit Inkrafttreten der 

Regelungen in § 32 des SGB IX. Sie können das auch in der aktuellen Ausgabe der 

Zeitschrift „Das Band“ 3/2017, die kennen Sie vielleicht, nachlesen. Ich denke, die 

Autorin hat alle wesentlichen Punkte erfasst und die Einflussnahme ihres Verbandes 

auf die Änderung des Förderrichtlinienentwurfs zutreffend aufgegriffen. Für die 

Frage, inwieweit dabei eine sozialrechtliche Beratung möglich ist – und auch dank 

unseres Telefonats, Herr Müller-Fehling, haben wir eine Formulierung gefunden, mit 

der wir alle leben können. 

 

Das Problem war, wie weit geht diese Förderung. Denken Sie bitte daran, wenn Sie 

das lesen (Herr Polczyk hält den Artikel aus der Zeitschrift „Das Band“ hoch), wir 

übernehmen keine Förderung für die rechtliche Beratung und Begleitung im 

Widerspruchs- und Klageverfahren. Aus Sicht der Beteiligten am 

Gesetzgebungsverfahren – Bundesrat, Bundesländer – steht dieses steuerfinanzierte 

Unterstützungs- und Beratungsangebot bei Streitigkeiten den Leistungsträgern, die 

zum Teil auch aus Steuermitteln finanziert werden, gegenüber. Daher war es nicht 

möglich, hier mehr herauszuholen. Man kann sich vieles wünschen, aber es gibt 

kaum ein Gesetz, das so beschlossen wird, wie es in die Beratungen hineinging. An 

dieser Stelle will ich meinen Werbeblock schließen und Ihnen einen Überblick über 

meine weiteren Ausführungen geben.  

 

Ich möchte zunächst die Lebenssituation der Menschen beschreiben, wie Sie sie so 

ähnlich in Ihrer Verbandstätigkeit vermutlich oft erleben. Über diese Beschreibung 

möchte ich einen Bogen zum Bundesteilhabegesetz mit der ergänzenden 
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unabhängigen Teilhabeberatung spannen und auf deren Umsetzung zu sprechen 

kommen. Ich werde einige Meilensteine darstellen, was wir bisher geschafft haben, 

und dann den aktuellen Stand der vorbereitenden Maßnahmen zur unabhängigen 

Teilhabeberatung präsentieren. Das Förderziel ist an gesetzliche Grundlagen des 

BTHG, des Zuwendungsrechts und die Förderrichtlinie geknüpft, woraus wir 

Legitimation und Überlegung der Teilhabeberatung ableiten. Meinen Ausführungen 

zum gesetzlichen Auftrag schließen sich die Förderkriterien an, Ausführungen zum 

organisatorischen und strukturellen Kontext sowie zur Fachstelle Teilhabeberatung. 

Dann komme ich noch auf den Zeitplan zu sprechen.  

 

Warum eigentlich Beratung? Was macht Beratung aus? Was muss in einer 

Beratung so passieren?  

 

Ich habe vor einigen Tagen Kontakt zu einer jungen Familie gehabt, die ihr zweites 

Kind bekam. Klassische familiäre Strukturen. Beide arbeiten, der Ehemann Vollzeit, 

die Ehefrau Teilzeit. Man hat sich ein Reihenendhaus gekauft. Das zweite Kind kam, 

es ist heute knapp zwei Jahre alt. Jetzt stellt man Auffälligkeiten in der Entwicklung 

fest. Die Eltern stellen das Kind beim Kinderarzt vor, der zunächst multiple 

Entwicklungsverzögerungen diagnostiziert. Man veranlasst einen Gentest. Das 

Ergebnis ist, dass das Kind einen Chromosomendefekt hat. Auffällig ist, dass das 

Kind immer lächelt – es hat das Angelman-Syndrom. Vielleicht kennen Sie solche 

Familien und Kinder. Charakteristisch für dieses Syndrom ist, dass das Kind eine 

starke Verzögerung in der geistigen und körperlichen Entwicklung hat. Die geistige 

Entwicklung der meisten Betroffenen erreicht nur den Stand von Kleinkindern. Diese 

Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden bedürfen einer ständigen Betreuung, 

weil sie Gefahren nicht einschätzen können. In dem von mir geschilderten Fall hat es 

Eltern getroffen, die nicht vorbereitet waren. Die erste Reaktion der Eltern war: 

„Warum wir? Wer ist schuld daran? Sind wir jetzt Pflegedienstleister auf 

Lebenszeit?“. 

 

Die ergänzende unabhängige Teilhabeberatung soll ergänzend sein, nicht in 

Konkurrenz zu anderen Angeboten treten. Sie steht neben anderen Angeboten. Die 

Beratung soll nicht eskalierend, eher deeskalierend wirken. Es geht darum, dem 

Ratsuchenden schnell eine Orientierung zu geben, den Weg aufzuzeigen, welche 
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Möglichkeiten der Teilhabe ihm offenstehen. Die Beratung soll ausführlich sein und 

nur dem Ratsuchenden gegenüber verpflichtet.  

 

Zu den Förderkriterien: Sie sind ein verbindlicher Maßstab für uns, denn wir wollen 

möglichst gleichwertige Entscheidungen treffen. Die Länder haben uns mit ihren 

qualifizierten Stellungnahmen zu den Anträgen bei unseren Entscheidungen 

unterstützt. Ein wichtiges Kriterium dabei ist die Eignung der Antragsteller. Der eine 

oder andere von Ihnen kennt vielleicht den Maserati-Fall in Berlin, wo mit 

Fördergeldern so ein Fahrzeug beschafft wurde. Das wäre für uns ein Fall, wo wir an 

der Eignung der Antragsteller zweifeln müssten. Die Berater sollen eine fachliche 

Eignung haben, sei es auch nur durch langjährige Beratungserfahrung. Der Berater 

muss nicht unbedingt ein Volljurist sein. Die Förderung der Peer-Beratung hat aber 

auch einen schönen Nebeneffekt. In diesem Zusammenhang möchte ich das 

Stichwort „Jobmaschine“ nennen. Der Sozialminister in Baden-Württemberg nahm 

dieses Wort anlässlich einer meiner Werbeveranstaltungen in den Mund und sagte, 

die Förderung wäre eine Chance für viele, die auf dem ersten Arbeitsmarkt nur 

geringe Chancen haben, als Peer die Beratungsangebote unterstützen zu können. 

Ähnlich argumentierte auch Herr Bethke vom Deutschen Blinden- und 

Sehbehindertenverband. Ich hatte zunächst das Gefühl, ich gerate in eine Art 

Arbeitskräftevermittlungsstellentätigkeit, obwohl ich doch Beratungsangebote fördern 

wollte – aber ich konnte mich schnell mit der Perspektive anfreunden. Denn die 

Menschen mit Behinderungen wollen wir wirklich mit ins Boot nehmen. Wir brauchen 

die Beratungskompetenz der Menschen mit unterschiedlichen 

Teilhabebeeinträchtigungen, nur sie können auf Augenhöhe die Betroffenen 

partnerschaftlich beraten und ihnen helfen, um nicht immer die gleichen 

Diskriminierungserfahrungen zu machen. 

  

Was den regionalen Bedarf angeht, gibt es eine Kenngröße, wie viele Personen die 

Beratung abdecken soll. Rein kalkulatorisch haben wir ursprünglich ca. 140.000 

Einwohner pro Vollzeitäquivalent angenommen. Peer Counseling ist ein besonderes 

Förderkriterium. Ein Beratungsangebot, das ein gutes Konzept, aber keinen Peer 

hat, ist jedoch nicht automatisch von der Förderung ausgeschlossen. 
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Ich kann nur betonen: Trotz aller Bemühungen, dies meinen Zuhörern in 

vorangegangenen Terminen zu vermitteln – ich hatte auf meiner Werbetour ca 1.500 

Menschen erreicht, einige sind auch hier – es ist nicht herauszukriegen, dass wir 

keine indikationsspezifischen Angebote fördern. Unser Prinzip ist: Eine für Alle. Es 

geht nicht darum, für eine spezielle Stoffwechselerkrankung in jedem Landkreis oder 

jedergrößeren Stadt ein Beratungsangebot vorzuhalten. Das wäre ein grob 

fahrlässiger Umgang mit Steuergeldern, wir sagen deshalb: Eine für Alle. Die 

Beratungsangebote übernehmen eine Lotsenfunktion. Vielleicht – und das ist nichts 

Schlimmes, das passiert allen, es weiß eben nicht jeder alles, aber man kann ja nach 

jemandem suchen, in einem anderen Kreis oder Bundesland, der weiterhilft. Wie 

man Beratungskompetenzen transparent macht, wird über die Fachstelle 

Teilhabeberatung organisiert. Auf diese Fachstelle komme ich gleich zu sprechen. 

   

 

Wer unterstützt mich in diesem Verfahren?  

Es gibt drei Dienstleister. Einer dieser Drei ist ein Beliehener, der mich dabei 

unterstützt, die vielen Entscheidungen zu treffen, die in meinem kleinen Team im 

Referat von der Menge her nicht zu stemmen wären. Vielleicht kommen Sie als einer 

von den 810 Antragstellern zu dem Punkt, wo Sie sagen: Mit dem 

Zuwendungsbescheid bin ich so nicht einverstanden. Unsere Dienstleister stehen 

Ihnen kompetent für Fragen zur Verfügung. Vermutlich werde ich mehr als 300 

positive Zuwendungsbescheide machen können, aber 500 Antragstellern werde ich 

sagen müssen: „Es hat leider nicht ganz gereicht.“ Damit werden sich auch einige 

nicht zufriedengeben. Durch den Einsatz eines Dienstleisters als Beliehenen kann 

man in den Widerspruch gehen. Ohne diesen gäbe es keine zweite Instanz im 

Ministerium, die einem Widerspruch abhelfen könnte. Der Dienstleister, der mich 

beim Aufbau und Betrieb der Fachstelle Teilhabeberatung unterstützt, ist die 

Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung (gsub), die die Anträge 

entgegennahm und auswertete. Ein weiterer Dienstleister ist schon gefunden. Wir 

haben vor, eine Evaluation, eine wissenschaftliche Begleitung des ganzen 

Verfahrens, durchzuführen. Er soll uns helfen, den Bericht an den Bundestag zu 

verfassen. Die Erkenntnisse aus der Evaluation ermöglichen uns auch 

nachzusteuern, denn alle Bescheide werden erst mal auf drei Jahre ausgestellt. 

Nach drei Jahren fliegt man nicht automatisch aus der Förderung raus, aber wir 
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können bei Fehlentwicklungen nochmal nachsteuern. In den allermeisten Fällen 

dürfte sich ein Verlängerungsverfahren anschließen. Zur Vergabe der Evaluation: Die 

drei Wettbewerber bekamen gestern den „Last Call“. Nach Überarbeitung ihrer 

Angebote, - werden wir vor Weihnachten die Auswahl treffen. Da ich noch im 

Vergabeverfahren bin, kann ich den Namen meines Favoriten leider noch nicht 

nennen.  

 

Zu den Aufgaben der Fachstelle Teilhabeberatung: Sie soll fachlich und 

organisatorisch unterstützen und vor allem die Vernetzung vorantreiben. Wie ich 

schon sagte: Es weiß nicht jeder alles, aber vielleicht kann man einen finden, der im 

Einzelfall als Telefonjoker aus der Patsche hilft. Diese Aufgabe soll eine der 

Aufgaben der Fachstelle sein. Die Vernetzung wird technisch mit einer Website 

unterstützt; die Berater sollen sich über die Internetplattform austauschen. Die 

Website ist für jeden eine Anlaufstelle und Plattform, die darüber informiert, wer 

welche Beratung anbietet. Am 01.12. dieses Jahres nimmt die Fachstelle 

Teilhabeberatung ihren Betrieb auf. Es gibt einen kleinen Festakt. Die 

Parlamentarische Staatssekretärin Frau Lösekrug-Möller wird diese Eröffnung 

begleiten. Auftragnehmer für die Fachstelle Teilhabeberatung sind gsub, die 

Interessensvertretung Selbstbestimmt Leben und Prof. Christian Rathmann von der 

Humboldt-Universität hier in Berlin. Sie können schon mal schnuppern unter: 

www.teilhabeberatung.de. Das ist die künftige Adresse der Fachstelle, die ab dem 

02.01.18 mit den ersten Informationsangeboten online geht und kontinuierlich 

ausgebaut wird. 

  

Wo stehen wir im Moment mit der unabhängigen Teilhabeberatung? 

Wir sind in der vertieften Antragsprüfung, die ersten Zuwendungsbescheide sind auf 

dem Weg, die Förderdauer beträgt vom 01.01.2018 an drei Jahre. Die Anträge aus 

der zweiten Runde für ausgewählte Bezirke und Regionen werden wir zum 1. April 

2018 hin entscheiden. Nähere Informationen sind auf der Plattform: 

www.gemeinsam-einfach-machen.de zu finden. 

 

Bevor ich zum Dank für ihre Aufmerksamkeit und Geduld komme, eine Bitte: 

Lassen Sie sich davon am heutigen Tag etwas beeinflussen. Eine finanzierte 

unabhängige Beratung ist eine alte Forderung der Selbsthilfe, sie hat den 
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Nebeneffekt einer „Jobmaschine“, wie Herr Bethke vom Deutschen Blinden- und 

Sehbehindertenverband es sagte. Es bietet eine gute Chance für den Aufbau einer 

qualifizierten Beratung, die eine Lotsenfunktion erfüllen kann. Vielleicht ist das eine 

oder andere Beispiel von vorhin noch in Ihren Gedanken. Mich hat es bewegt. 

 

Jetzt ist der Dienstleister Administration gefordert, die Anträge sorgfältig zu prüfen. 

Am Nachmittag werde ich die Tagung leider früher verlassen müssen und nicht da 

sein. Mein Kollege Herr Dr. Teifke wird sich Ihren Fragen und Antworten aber gern 

stellen. Für die Diskussion möchte ich Ihnen aber noch etwas mit auf den Weg 

geben. 

 

Viele sagen: Du musst an der Förderrichtlinie was ändern, diskutieren mit mir, was 

ist unabhängig, oder die Förderung muss länger als fünf Jahre dauern oder entfristet 

werden.  

 

Ja, kann man alles diskutieren. Doch nicht heute. Jetzt ist die Administration gefragt: 

Förderentscheidungen müssen getroffen werden.  Ich bin aufgefordert zu 

organisieren, dass die Beratung in Gang kommt. Da bin ich manchmal der politischen 

Diskussion zur Ausrichtung der Teilhabeberatung müde, weil der Drops zunächst 

gelutscht ist. Die politische Diskussion hätten wir zu einem Zeitpunkt führen müssen, 

wo das Gesetzgebungsverfahren in Gang war, oder, so wie Herr Müller-Fehling, der 

es gerade noch schaffte, bevor die Förderrichtlinie im Bundesanzeiger veröffentlicht 

wurde, eine Klarstellung zur sozialrechtlichen Beratung einzuholen. 

 

Ich wünsche Ihnen einen guten weiteren Tagungsverlauf, und herzlichen Dank.  

 

 

Alfons Polczyk ist als Referatsleiter beim Bundesministerium               

für Arbeit und Soziales für Prävention, Rehabilitation und 

Teilhabe behinderter Menschen zuständig gewesen. Er 

entwickelte die Förderkriterien zur Ergänzenden unabhängigen 

Teilhabeberatung und begleitet die Umsetzung und leitet jetzt 

das Referat Förderung der Teilhabe. 
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Hinweis:  

Der Vortrag von Herrn Polczyk wurde durch die Schriftdolmetscherinnen Simone 

Rachholz und Margret Meyer auf der Veranstaltung am 16.11.2017 mitgeschrieben 

und freundlicherweise zum Zwecke dieser Veranstaltungsdokumentation zur 

Verfügung gestellt. Der Text wurde redaktionell überarbeitet.  
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I. Beratungssituation und 
Bundesteilhabegesetz

• Beratung

» Der Tag, an dem die Welt unterzugehen 
erscheint.

• Modernes Teilhabegesetz
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II. Meilensteine

• Ende 2016 BTHG → Planungssicherheit

• 30.05.2017 Veröffentlichung der Förderrichtlinie

• 31.08.2017 Ende der Antragsfrist (erste Runde)

• 15.10.2017 Stellungnahme der Länder erbeten

• 18.10.2017 Beginn einer zweiten Antragsrunde

• ??.11.2017 erste Bescheide

• 30.11.2017 Ende der Antragsfrist (zweite Runde)

• 01.01.2018 Förderbeginn (erste Antragsrunde)
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III. Förderziel

• Stärkung von Selbstbestimmung und 
Eigenverantwortung von MmB

• Beratungsmethode des Peer Counseling umsetzen

• Orientierung an Art. 26 Abs. 1 UN-BRK

• Impuls für strukturelle Weiterentwicklung der 
Beratungslandschaft
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III. Förderziel

§ 32 SGB IX Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

(1) Zur Stärkung der Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen und von 
Behinderung bedrohter Menschen fördert das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales eine von Leistungsträgern und Leistungserbringern unabhängige 
ergänzende Beratung als niedrigschwelliges Angebot, das bereits im Vorfeld der 
Beantragung konkreter Leistungen zur Verfügung steht. Dieses Angebot besteht 
neben dem Anspruch auf Beratung durch die Rehabilitationsträger.

(2) Das ergänzende Angebot erstreckt sich auf die Information und Beratung über 
Rehabilitations- und Teilhabeleistungen nach diesem Buch. Die Rehabilitationsträger 
informieren im Rahmen der vorhandenen Beratungsstrukturen und ihrer 
Beratungspflicht über dieses ergänzende Angebot.

…
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III. Förderziel

§ 32 SGB IX Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

…

(3) Bei der Förderung von Beratungsangeboten ist die von Leistungsträgern und 
Leistungserbringern unabhängige ergänzende Beratung von Betroffenen für Betroffene 
besonders zu berücksichtigen.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales erlässt eine Förderrichtlinie, nach deren 
Maßgabe die Dienste gefördert werden können, welche ein unabhängiges ergänzendes 
Beratungsangebot anbieten. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales entscheidet 
im Benehmen mit der zuständigen obersten Landesbehörde über diese Förderung.

(5) Die Förderung erfolgt aus Bundesmitteln und ist bis zum 31. Dezember 2022 befristet. 
Die Bundesregierung berichtet den gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 
30. Juni 2021 über die Einführung und Inanspruchnahme der ergänzenden unabhängigen 
Teilhabeberatung.
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IV. Förderkriterien

• ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

↓

neben bestehende Angebote tretend (nicht ersetzend)

• ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

↓

von Leistungsträgern und -erbringern

• Zuwendungsrecht: Anteilfinanzierung
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IV. Förderkriterien

• Eignung der Antragsteller

• fachliche Eignung der Berater*innen

• regionaler Bedarf

• Peer Counseling

• behinderungsübergreifendes Angebot nach dem 
Prinzip „Eine für alle“
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V. Organisation

Wer unterstützt das Verfahren ?

• Dienstleister für Administration

• Dienstleister zum Aufbau und Betrieb der Fachstelle 

• Evaluation
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VI. Dienstleister

Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung (gsub) mbH 
Kronenstraße 6, 10117 Berlin

www.gsub.de

Beratungshotline: 030 28409-300
E-Mail: EUTB@gsub.de

Sprechzeiten: Mo., Di., Mi., Fr. 09:00 - 12:00 Uhr und
Do. 14:00 - 17:00 Uhr
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VII. Fachstelle

Aufgaben der Fachstelle Teilhabeberatung (FTB)
• unterstützt fachlich und organisatorisch die regionalen 

Beratungsangebote
• fördert die Vernetzung der EUTB untereinander und mit 

anderen Beratungsangeboten
• fördert das allen Beratungsangeboten zugrunde liegende 

Prinzip „Eine für alle“
• bietet ab Februar 2018 für alle Berater*innen der EUTB eine 

verpflichtende Grundqualifizierung an
• baut das Peer Counseling aus
• unterstützt dabei, die Qualität der Beratung sicherzustellen 
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VII. Fachstelle

• Eröffnung der FTB am 1. Dezember 2017
• Auftrag zum Aufbau und Betrieb der FTB an die gsub –

Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung mbH
• Unterauftragnehmer sind Selbstbestimmt Leben UG und 

Prof. Dr. Rathmann, HU Berlin
• Entwicklung eines barrierefreien Webportals 

www.teilhabeberatung.de mit
 Beratungsatlas
 Teilhabelexikon
 und vielem mehr… 
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VIII.Weiteres Vorgehen

• vertiefte Antragsprüfung

• erste Zuwendungsbescheide ab November 2017

• Förderlaufzeit: zwischen 01.01.2018 und 31.12.2022; 
Förderung zunächst auf maximal 3 Jahre begrenzt

• Bescheidung der Anträge der zweiten Antragsrunde bis 
möglichst 1. April 2018

• Informationen zur zweiten Antragsrunde auf www.gsub.de
und www.gemeinsam-einfach-machen.de
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit
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Präsentation 
 

 

Dr. Christof Stamm 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales  

des Landes Nordrhein – Westfalen 

 

„Die Länder und die Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung –                            

Erfahrungen aus NRW“ 

 

 

 



Die Länder und die Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung –
Erfahrungen aus Nordrhein-Westfalen
Fachveranstaltung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für Menschen mit 

Behinderungen und ihre Angehörigen“ – Berlin, 16. November 2017
Dr. Christof Stamm



Prolog

„Die Hälfte der Tat besteht darin, angefangen zu haben“.

Decimus Magnus Ausonius
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Gliederung

1. Rolle der Länder

2. Anknüpfungspunkte in Nordrhein-Westfalen 

3. Schwerpunktsetzungen des Landes Nordrhein-Westfalen

4. Herausforderungen 

5. Perspektiven 
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1. Rolle der Länder

• Die zuständige oberste Landesbehörde (MAGS):

• unterstützt die Verteilung der Fördermittel innerhalb des Landesanteils,

• erarbeitet Stellungnahmen zu jedem Antrag,

• wirkt darauf hin, dass 

• eine flächendeckende Beratungsstruktur entsteht,

• für alle Arten von Teilhabebeeinträchtigungen ein ergänzendes Angebot 

geschaffen wird,

• Doppelstrukturen vermieden werden.

• Aber: Das BMAS entscheidet über die Förderung!  

Fachveranstaltung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen“ – Berlin, 16. November 2017 4



2. Anknüpfungspunkte

• Aktionsplan „Eine Gesellschaft für alle – NRW inklusiv“

• Inklusionsgrundsätzegesetz NRW

• Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben NRW (KSL 

NRW) als Ankerpunkte 
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Was machen die Kompetenzzentren? – Aufgaben und Ziele



2. Anknüpfungspunkte

• KSL beraten, unterstützen, vernetzen, entwickeln…

• Regionale Fachveranstaltungen zur Aktivierung

• Enge Einbindung der Landesarbeitsgemeinschaft 

Selbsthilfe NRW 
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3. Schwerpunktsetzungen des Landes Nordrhein-
Westfalen
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3. Schwerpunktsetzungen des Landes Nordrhein-
Westfalen

b. Offenheit vor Spezialisierung!

Zwischenstand:

• Es liegen (geeignete) Anträge einer  „Beratung für Alle“  

für 49 von 53 Kreisen und kreisfreien Städten vor 

• Daneben: (überregionale) Angebote für Menschen mit 

spezifischen Kommunikationsbedarfen
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3. Schwerpunktsetzungen des Landes Nordrhein-
Westfalen

Zwischenstand:
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• 29 Verbünde haben sich beworben (96 Anträge 

von 180 Anträgen = ca. 53%)

• In ca. 31% der Verbundanträge ist die Selbsthilfe 

vertreten

c. Vorfahrt für regionale Kooperationen!



4. Herausforderungen
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• Zeitschiene

• Administrative und finanzielle Hürden

• Spannungsfeld: Unabhängigkeit vs. Anknüpfen an 

bestehende Strukturen

• Offener Peer-Counseling-Begriff

• Verteilungsschlüssel



5. Perspektiven
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• Wesentlich für den Erfolg der EUTB sind…

• die Sicherung der Unabhängigkeit 

• die Gewährleistung einer guten Beratungsqualität

• die Entfristung der Förderung und dauerhafte 

Absicherung



KSL-Beratungsgrundsätze
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• Die Beratung soll trägerunabhängig sein!

• Die Beratung soll personenzentriert und 

lebenslauforientiert sein!

• Die Beratung soll barrierefrei sein! 

• Die Beratung soll prozessorientiert, vernetzend und 

ergebnisoffen durchgeführt werden!

• Die Beratung soll sich an den Grundsätzen der UN-

Behindertenrechtskonvention ausrichten und deren 

Umsetzung dienen!

• Die Beratung soll dem ‚peer to peer‘ Ansatz folgen!



Epilog

Fachveranstaltung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen“ – Berlin, 16. November 2017 14

„Damit das Mögliche entsteht, 

muss immer wieder

das Unmögliche versucht werden.“ 

Hermann Hesse
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Fragen?

Email: 
christof.stamm@mags.nrw.de

Telefon:
0211/855-3212 
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Prof.‘ in Dr. Gudrun Wansing, Humboldt-Universität zu Berlin 

 

„Unabhängige Teilhabeberatung auf Augenhöhe  –  Welche Bedingungen 

braucht Peer Counseling?“  

              

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Thema meines Beitrags ist  „Unabhängige Beratung auf Augenhöhe - welche 

Bedingungen braucht Peer Counseling?“ 

 

Ich habe kein Zitat dabei. Ich steige nüchtern ein in die Übersicht zu meinem Vortrag. 

 

Ich möchte etwas zum Konzept und zur Umsetzung von Peer Counseling sagen.  

Ich nehme an, dass viele Experten zum Peer Counseling im Raum sind, ich gehe 

aber nicht davon aus, dass das Konzept allen gleichermaßen vertraut ist. Daher 

möchte ich etwas dazu sagen. Der Hauptteil meines Vortrags bezieht sich auf das 

Rheinland, wo ich zur Begleitforschung tätig war. Ich möchte einige ausgewählte 

Ergebnisse vorstellen, um am Ende auf dieser Basis zentrale Gelingensbedingungen 

von Peer Counseling vorzustellen und Handlungsempfehlungen auszusprechen.  
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Was ist Peer Counseling?                                                                                                    

Peer bedeutet seinesgleichen, gleichartig  –   und Counseling ist Beratung.                           

Also: Beratung unter Gleichen. Der Peer kann sich auch auf Geschlecht oder Alter 

oder andere Merkmale beziehen. Es geht darum, dass Betroffene andere Betroffene 

beraten und hier, dass behinderte Menschen andere behinderte Menschen beraten. 

Der Aspekt der eigenen Behinderungserfahrungen soll als Expertenwissen geteilt 

werden. Berater können als Vorbild Vertrauen und Motivation vermitteln. Es wurde 

bereits gesagt: Das Konzept stammt aus den USA, wurde durch verschiedene 

Interessenvertretungen schon in den 50er Jahren entwickelt, unter anderem auch 

durch Studierende mit chronischen Erkrankungen und Behinderung. Es ist in den 

80er Jahren nach Deutschland gekommen und hier aufgenommen und inzwischen 

fester Bestandteil der Selbsthilfekultur für Menschen mit unterschiedlichen 

Erkrankungen und Formen von Behinderung. Peer Counseling versteht sich als 

unabhängiges und ergänzendes Angebot zu anderen Angeboten. 

 

Ziel von Peer Counseling ist das Empowerment. Das heißt Menschen mit 

Behinderung sollen ermächtigt werden, ein Leben nach eigenen Vorstellungen zu 

führen, Selbstbewusstsein, Selbstvertrauen zu entwickeln und damit langfristig 

unabhängig von Unterstützung Dritter zu werden. Es geht um selbstgesteuerte 

Bewältigungsstrategien und die Beratung der einzelnen Personen. Peer Counseling 

hat aufgrund des Entstehungskontextes im Zusammenhang mit der politischen 

Behindertenbewegung auch eine politische Dimension. Es geht um Repräsentanz, 

Partizipation, um Gleichberechtigung. Das ist ein wichtiger Aspekt, wenn man Peer 

Counseling einbindet in die aktuelle sozialpolitische Entwicklung, muss man das 

deutlich sagen. Ich lasse an dieser Stelle gerne Herrn Horst Frehe sprechen.                                 

Er sagte: "Die amerikanische Independent -Living-Bewegung hat diese beiden 

Momente, Beratung und Organisation zur individuellen Lebensveränderung und 

globales politisches Engagement zusammengebracht, und die Erfahrung zeigt, dass 

diese Mischung hochexplosiv sein kann.“ 

 

Wie sieht die Umsetzung von Peer Counseling in Deutschland aus?                             

Wir haben bundesweite Interessenvertretungen, die Peer-Beratung anbieten. In 
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jüngerer Zeit sehen wir Weiterentwicklung und Anpassung an Voraussetzungen für 

Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen, eingebunden in das Modell des 

„Experienced Involvement – Ex In“, also die Unterstützung und Begleitung von 

Menschen mit eigener Psychiatrieerfahrung.  

 

Zu Studien zur Wirkung von Peer Counseling wurde mir mal gesagt: „Wir brauchen 

eigentlich keine wissenschaftliche Begleitung, wir wissen ja, dass es wirkt.“ Es ist 

aber hilfreich, um es als ein festes Angebot zu etablieren, dann genauer zu gucken: 

was wirkt wie? Welche Bedingungen braucht Peer Counseling, um die gewünschten 

Ziele zu erreichen? In diesem Sinne hat der LVR 10 Modellprojekte zum Peer 

Counseling im Rheinland gefördert und tut es immer noch. Als ein Schwerpunkt war 

angedacht, den Fokus auf Menschen mit körperlichen, kognitiven und psychischen 

Beeinträchtigungen sowie auf die Übergänge, insbesondere in den Bereichen Arbeit 

und Wohnen zu setzen. Das hängt damit zusammen, dass der LVR- Träger der 

Eingliederungshilfe ist. Die Praxis zeigte, dass die Themenspektren und 

Adressatenkreise breiter sind. 

Das Projekt war zunächst bewilligt von 2014 bis 2017, die Begleitforschung lief bis 

2017, in Kooperation von Prognos mit meinem Fachgebiet damals an der Universität 

Kassel. 

 

Die Forschungsfragen:                                                                                                        

Was beeinflusst die Entscheidungs- und Beratungssituation? Wie wird in den 

einzelnen Projekten Peer Counseling durchgeführt? Wer nimmt das in Anspruch? 

Was sind Ergebnisse, was förderliche oder hinderliche Bedingungen? Welche 

Schlüsse lassen sich ziehen? Also ganz viele Fragen.                                                                                                                          

Das war auf das Rheinland begrenzt, aber ich denke, man kann da durchaus  

Anregungen bundesweit aufnehmen. Wir haben diese auf sehr unterschiedlichen 

Wegen beantwortet. Wir arbeiteten erst einmal den Forschungsstand auf, haben die 

Beratungsfälle dokumentiert, dann Beratungssuchende und Beratende befragt in 

einer Fokusgruppe und Fachgespräche mit den Projektverantwortlichen geführt. 

Begleitend gab es ein Expertenpanel mit Experten auch in eigener Sache, die das 

kritisch begleiteten. 
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Hierzu liegt ein ausführlicher Abschlussbericht vor. Wen der vollständige 

Abschlussbericht näher interessiert: Er ist auf der Homepage des LVR unter „Peer 

Counseling“ veröffentlicht. 

 

Wie wird Peer Counseling im Rheinland gestaltet?                                                  

Es gibt insgesamt 10 Beratungsstellen mit 62 Beratern. Hier findet sich eine 

organisatorische Vielfalt, die so gewollt war. Wir haben also sowohl 

Selbsthilfeverbände als Träger, als auch Angebotsträger aus der Behindertenhilfe. 

Diese haben einen unterschiedlichen Beratungshintergrund. Es gibt etablierte Stellen 

wie das ZSL, andere begannen erst neu mit der Förderung. Die Teamgrößen sind 

unterschiedlich, von 1bis13 Beratern. Der Beschäftigungsgrad ist auch 

unterschiedlich. Es gibt Projekte mit hauptberuflichen Beratern, Festangestellten, 

andere, wo die Berater im Nebenberuf sind bzw. freigestellt werden, und es gibt 

Projekte mit ausschließlich ehrenamtlichen Beratern. 

 

Wer sind die Peer-Berater?                                                                                                

Das Geschlechterverhältnis ist ausgeglichen, alle Altersgruppen sind dabei. Es sind 

Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung dabei, mit psychischen und körperlichen 

Beeinträchtigungen, allerdings kaum welche mit Sinneseinschränkungen. Hier haben 

wir eine Erfahrungslücke, was die Peer-Beratung von Menschen mit Sinnesein-

schränkungen angeht. Es wird zu beobachten sein, wie die Berater in den 

Beratungsstellen der Förderung durch das BTHG repräsentiert sind. Die Berater 

haben unterschiedliche Bildungs- und Beschäftigungssituationen, ein Drittel arbeitet 

in der Werkstatt für Menschen mit Behinderung, teilweise liegt auch keine 

Erwerbstätigkeit vor. Der Erfahrungshintergrund ist unterschiedlich: Die meisten 

ehrenamtlichen Berater haben keine oder wenig Vorerfahrungen. Alle wurden 

geschult, entweder intern oder in einem anderen Programm wie bifos oder im 

Rahmen der Ex-IN-Qualifizierung. Wichtig ist, dass zwei Drittel vorerst Unterstützung 

bei der Beratung in Anspruch nehmen, bei der Vor- und Nachbereitung, auch in der 

Beratungssituation selbst. Das kann Sicherheit geben, wenn jemand dabei ist oder 

vielleicht auch im Nebenraum, aber es wird heftig diskutiert, ob das zulässig ist. 
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Wie werden die Angebote nachgefragt?                                                                             

Im Forschungszeitraum, also 2 Jahre, sind im Rahmen der Beratungsprojekte 

insgesamt 1526 Beratungsgespräche mit 939 ratsuchenden Personen gelaufen, die 

zum Teil ein zweites Mal beraten wurden. Etablierte Beratungsstellen wurden gut 

nachgefragt, die, die gerade erst begannen, schlechter. 

 

Wer sind die Ratsuchenden?                                                                                              

Auch hier ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis, alle Altersgruppen. Die 

Bildungsabschlüsse der Ratsuchenden sind im Vergleich mit der Gesamtgruppe der 

Menschen mit Beeinträchtigungen überrepräsentiert, aber wir können nicht genau 

sagen, ob das ein Effekt ist, der daraus resultiert, dass Ratsuchende mit höheren 

Bildungsabschlüssen häufiger die Fragebögen ausgefüllt haben. Es lohnt sich, 

nochmal zu gucken, ob alle Bildungsgruppen erreicht werden. Die Ratsuchenden 

haben vor allem psychische Beeinträchtigungen. Das hängt auch mit der 

konzeptionellen Ausrichtung der Beratungsstellen, wie z.B. der des Landesverbands 

Psychiatrieerfahrene oder die der Psychiatrie-Paten, zusammen. 

 

 

Auffällig ist, dass die Ratsuchenden vor allem in eigenen Wohnungen leben. 

Menschen in stationären Wohneinrichtungen wurden mit diesen Angeboten bisher 

kaum erreicht. Es befinden sich unter den ratsuchenden Menschen mit Behinderung 

auch Angehörige, die man im weiteren Sinne auch als Peers verstehen kann, sowohl 

als Ratsuchende als auch als Peers. Darüber könnte man nachdenken, inwiefern das 

nicht auch eine Art Peer wäre. 

 

Warum kommen die Ratsuchenden in die Peer-Beratung?                                            

Die Motive sind unterschiedlich. Fast alle sagten, sie wollten mit jemandem 

sprechen, der schon mal in einer ähnlichen Lebenssituation war, manche wollten es 

ausprobieren. Einige sagten: „Meine Fragen kann mir nur ein Peer-Berater 

beantworten, andere verstehen mich oft nicht.“  40 Prozentsagten, sie hätten schon 

schlechte Erfahrungen mit Mitarbeitern in anderen Beratungsstellen gemacht. Es 

geht auch um persönliche Kontakte zu den Peer-Beratern. 
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Was sind die Themen?                                                                                                      

Mit Blick auf das BTHG sind es Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe. Wenn 

man sich die Themen von 927 Gesprächen anschaut, sieht man, die Themen sind so 

bunt wie das Leben, besonders häufig aber Arbeit und Wohnen, dann die eigene 

Erkrankung oder Behinderung, Fragen zu Medikamenten, Ärzten, Therapien, 

Ämterfragen, dann Beziehungsgestaltung im Umgang mit anderen Menschen, 

Hilfsmitteln und anderem. Wir sehen, dass einige Themen unmittelbar mit 

Rehabilitations- und Teilhabeleistungen zusammenhängen, andere Fragen eher 

lebensweltliche Bezüge aufweisen. Die Dinge hängen aber faktisch zusammen. Zum 

Beispiel Wohnen: Da ist die Frage, „welche Wohnangebote gibt es in der Region, 

welche Leistungen kann ich bekommen?“. Aber damit hängt auch die Frage 

zusammen für Angehörige: „Wie können wir den Übergang vom Elternhaus zu einer 

anderen Wohnform bewältigen?“. 

 

Wie bewerten die Ratsuchenden Peer Counseling?                                                         

Einige Aspekte: Die Beratungssituation in allen Beratungsstellen wurde positiv erlebt, 

es war kein Unterschied feststellbar, dass bestimmte Stellen nach Struktur oder 

Personal schlechter bewertet wurden. 

 

Wir diskutierten, ob noch eine dritte Person im Gespräch dabei sein darf, ob das 

störend ist? Das war nach Auskunft der Ratsuchenden nicht der Fall. 

Auf der Suche nach dem Peer –  was ist das Gemeinsame? –  haben die meisten 

Ratsuchenden gesagt, die Berater waren schon mal in einer ähnlichen 

Lebenssituation. Diese Gemeinsamkeit ist größer als die Gemeinsamkeit in der Art 

der Erkrankung oder Beeinträchtigung. Wobei man sagen muss, dass es in gewisser 

Weise zusammenhängt. Eine Psychiatrieerfahrung haben nur Menschen mit 

psychischen Erkrankungen. Es ist aber nicht ganz deckungsgleich, Erfahrungen in 

einer bestimmten Lebenssituation scheinen ein eigenständiger Faktor zu sein. Für 

die meisten haben die Berater eine Vorbildfunktion. Wir fragten andersherum: „Wird 

umgesetzt, was Peer-Beratung ausmacht?, wollte der Berater überreden?“ Das 

haben nur wenige bejaht. Die Beratungsergebnisse werden positiv bis sehr positiv 

eingeschätzt. Sie sagen: Es wurde mir geholfen, meine Fragen wurden beantwortet, 
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Ich weiß besser, was für mich im Leben wichtig ist, ich weiß, was ich als nächstes tun 

muss. Wir wollten auch herausfinden, ob Peer-Beratung  

längerfristige Effekte hat, dass sich Lebenssituationen verändern. Deshalb haben wir 

nach einem halben Jahr nochmal gefragt – da ist die Datenlage dünner, weil es nur 

40 Personen sind. Da waren konkrete Veränderungen in der Lebenssituation zu 

erkennen. Was deutlich wird, Peer Counseling wirkt in zwei Richtungen: Auswirkung 

auf Ratsuchende und auf die Peer-Berater für das eigene Leben. 

 

Insgesamt kann man sehen, dass die Bewertungen positiv sind. Bei der Frage, was 

Wirk- und Gelingfaktoren sind und Voraussetzungen der Berater, kann man kein 

monokausales Modell ableiten. Wir haben in der Zusammenführung einige Aspekte 

identifizieren können, die wichtig sind. Konzeptionelle Bedingungen – ich habe alle 

aufgelistet, werde gleich darauf eingehen – personelle Faktoren, insbesondere 

Qualifikation der beratenden und räumlich-sächliche Faktoren. 

 

Wir haben aus allen Ergebnissen – es waren sehr viele in verschiedenen 

Erhebungsmethoden – 14 Handlungsempfehlungen abgeleitet. Die finden sich im 

Bericht. Ich möchte 6 ausgewählte Handlungsempfehlungen, die mir bedeutsam 

erscheinen, ausführlicher erläutern. Das sind die Handlungsempfehlungen für den 

LVR. Man kann überlegen, inwiefern man diese in den bald startenden 

Beratungsstellen berücksichtigen kann. 

 

Die Vielfalt von Trägern der Peer-Counseling-Angebote ist anzustreben.  

Die Vielfalt hat sich bewährt, dabei sind etablierte Angebote zu berücksichtigen. Auf 

der Grundlage unserer Ergebnisse können wir nicht sagen, dass man 

Leistungserbringer per se ausschließen sollte, wenn man ein vielfältiges 

Beratungsangebot etablieren möchte. Das gilt unter der Prämisse der 

Unabhängigkeit. Wie kann man die sichern? Hier gilt 1.Transparenz bezüglich 

Trägerschaft/Interessen. Wer steckt dahinter? Was sind möglicherweise weitere 

Interessen? Es sollte ein klares Bekenntnis zu Grundprinzipien des Peer Counseling 

erfolgen und möglicherweise ließe sich Unabhängigkeit auch durch übergreifende 

Qualifizierung der Berater sicherstellen. Man kann darüber nachdenken, ob man 

sagt, es gibt keine Weisungsbefugnis in fachlichen Beratungsfragen. Da gibt es 
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verschiedene Hinweise hierzu. Das hat sich deutlich gezeigt in den Ergebnissen: 

Jede Beratungsstelle sollte hauptamtliche Kapazitäten vorsehen. Es sind vielfältige 

Aufgaben zu leisten: Infrastruktur, Koordination, fachliche Qualität – das können 

Ehrenamtliche nicht leisten, sondern es braucht eine hauptamtliche Person, die die 

anderen Berater entlastet. 

 

Standards zur Qualifizierung setzen: Wichtig ist, dass die Behinderungserfahrung 

allein als Voraussetzung nicht ausreichend ist. Es geht um professionelle Beratung. 

Dafür braucht man Kompetenzen wie Gesprächsführung, rechtliche Aspekte. Hier ist 

wichtig, eine gewisse Qualität von Peer Counseling zu erreichen mit verbindlichen 

Standards. 

 

Professionelle Qualifikation: Sie hatten gesagt, Herr Stamm, akademische 

Qualifikation. Es ist hilfreich, wenn jemand zum Beispiel eine Ausbildung als 

Sozialarbeiter oder Jurist hat. Es ist aber nicht zwingend, es geht um eine 

Grundausbildung in Beratungsfragen. Unsere Ergebnisse zeigen, dass es nicht 

zwingend eine akademische Qualifikation sein muss, wenn die hauptamtliche Kraft 

so eine Ausbildung hat, ist es hilfreich für andere Berater. 

 

Ein wichtiger Punkt, der noch nicht so in der Aufmerksamkeit war: 

Unterstützung von Peer Counselern ermöglichen.                                                            

Das gilt insbesondere für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen. Wenn wir 

hier die UN-Behindertenrechtskonvention ernstnehmen und das 

Diskriminierungsverbot, dass niemand ausgeschlossen werden darf. Man muss auch 

den Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung ermöglichen, als Berater tätig zu 

werden. Im Sinne echter Peers muss man Ratsuchenden mit kognitiven 

Beeinträchtigungen ermöglichen, auf Berater mit ähnlichen Diskriminierungs- und 

Behinderungserfahrungen zu treffen. Da ist nicht ausbuchstabiert, wie man 

Unabhängigkeit sicherstellt, dass nur der Berater Gestaltungshoheit hat, dass nicht 

andere Personen plötzlich die Gesprächsführung übernehmen –  das ist nicht 

geklärt. Hier braucht es eine klare Aufgabenbeschreibung und Supervision für die 

Personen. 
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Wichtig aus meiner Sicht: Zugangswege zu Menschen in stationären 

Wohneinrichtungen erschließen. Es sind oft Personen, die sich in besonderer 

sozialer Abhängigkeit befinden. Warum die Personen nicht in Beratungsstellen 

auftauchen, muss man näher anschauen. Das hat zum einen etwas mit den 

Ressourcen der Begleitung zu tun, aber auch damit, dass es möglicherweise 

Konflikte gibt zwischen dem Selbst- und Aufgabenverständnis der Fachkräfte in 

Wohnheimen und den Zielen des Peer Counseling. Das kann in Widerspruch stehen. 

Daher ist es sinnvoll, die Fachkräfte ins Boot zu holen und über die Zielsetzung 

aufzuklären. In der Zusammenarbeit mit Heimbeiräten, unter dem Aspekt der 

Sozialraumorientierung wäre es langfristig besser, die Person in die Beratungsstellen 

zu begleiten. Das ist mir ein wichtiger Aspekt, dass man ein Augenmerk darauf hat 

bei der Umsetzung von Peer Counseling.  

 

 

Damit schließe ich meinen Vortrag.  Vielen Dank.  

 

 

 

 

Professorin Dr. Gudrun Wansing lehrte lange Jahre an der 

Universität Kassel als Professorin für Behinderung und Inklusion. 

Seit September 2017 ist sie an der Humboldt-Universität zu 

Berlin tätig. Sie leitet in der Kultur-, Sozial- und 

Bildungswissenschaftlichen Fakultät am Institut für 

Rehabilitationswissenschaften die Abteilung 

Rehabilitationssoziologie. 

 

www.reha.hu-berlin.de/de/personal/mitarbeiter/1690428 
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Hinweis:  

Der Vortrag von Prof. ‘in Dr. Gudrun Wansing wurde durch die 

Schriftdolmetscherinnen Simone Rachholz und Margret Meyer auf der Veranstaltung 

am 16.11.2017 mitgeschrieben und freundlicherweise zum Zwecke dieser 

Veranstaltungsdokumentation zur Verfügung gestellt. Der Text wurde redaktionell 

überarbeitet.  
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Was ist Peer Counseling?

� peer (engl.) = seinesgleichen, gleichartig; counseling (engl.) = Beratung

� Peer Counseling: Beratung unter Gleichen, auf Augenhöhe, Betroffene beraten 

Betroffene; hier: behinderte Menschen beraten behinderte Menschen

� Der Aspekt der eigenen Behinderung(-serfahrung) steht im Vordergrund, 

„ExpertInnen-Wissen durch Erfahrung“  

� Vertrauen und Motivation durch BeraterIn als Vorbild

� Entwicklung: USA seit den 1950erJahren durch unterschiedliche 

Interessensvertretungen (z.B. Veteranenverbände; Menschen mit 

Suchterkrankungen; Studierende mit chronischen Erkrankungen/Behinderungen)

� seit 1980er Jahren Eingang in die deutsche Behindertenbewegung (ISL), 

heute fester Bestandteil der Selbsthilfekultur für Menschen mit unterschiedlichen 

Erkrankungen und Formen von Behinderung

� Ergänzendes (unabhängiges) Angebot zu anderen Beratungsangeboten (z.B. der 

Leistungsträger)



http://www.peer-counseling.org/index.php/peer-counseling-online-bibliothek/definitionen-fuer-peer-counseling

� Ziel von Peer Counseling: Empowerment; Ermächtigung und Befähigung

� selbstbestimmte Lebensführung, Selbstbewusstsein und Selbstwertgefühl

� Mehr Unabhängigkeit von der Unterstützung durch Dritte  

� Entwicklung selbstgesteuerter Lösungs- und Bewältigungsstrategien

� Politische Dimension von Peer Counseling: Interessensvertretung 

behinderter Menschen; Kampf um Partizipation, Gleichberechtigung und 

Anerkennung

"Die amerikanische "Independent Living"-Bewegung hat 

diese beiden Momente, Beratung und Organisation zur 

individuellen Lebensveränderung und globales politisches 

Engagement zusammengebracht und die Erfahrung zeigt, dass 

diese Mischung hochexplosiv sein kann.“ 

(Horst Frehe)

Was ist Peer Counseling?



� Bundesweit organisierte Interessenvertretungen und Behindertenverbände 

bieten Peer-Beratung an.

� In jüngerer Zeit Anpassung und Erweiterung von Angeboten für Menschen 

mit psychischen Beeinträchtigungen (EX-IN-Beratung).

� Kaum systematische wissenschaftliche Studien zu Rahmenbedingungen, 

Wirkweisen und Wirkungen von Peer Counseling.

Umsetzung und Forschungsstand



� Modellprojekt des Landschaftsverbands Rheinland (LVR)

� Förderung und Erprobung von Peer Counseling in zehn Anlauf- und 

Beratungsstellen im Rheinland

� Schwerpunkt: Menschen mit körperlichen, kognitiven und psychischen 

Beeinträchtigungen; Adressaten Eingliederungshilfe, (Übergänge) 

Arbeit und Wohnen

� Laufzeit: Juni 2014 bis Mai  2017 (2018)

� Wissenschaftliche Begleitung: 

Universität Kassel 

(Jordan, Schreiner, Wansing), 

Prognos, Berlin /Braukmann, Heimer, Maetze)l

Modellprojekt Peer Counseling im Rheinland 



3. Nutzeranalyse

� Welche Zielgruppen werden 

erreicht?

1. Entwicklung eines 

Wirkmodells 

� Wie wirkt sich Peer 

Counseling auf die 

Ratsuchenden aus? 

� Wie werden Entscheidungs-

und Beratungssituationen 

beeinflusst?Forschungs-
fragen

2. Prozess- & 

Umsetzungsanalyse

� Wie und durch wen wird 

Peer Counseling in der 

Praxis umgesetzt?

� Was lässt sich hieraus 

lernen

4. Wirkungen & 

Gelingensfaktoren

� Was sind Ergebnisse der 

Peer Counseling Beratung?

� Was sind relevante 

Wirkfaktoren?

� Was sind förderliche und 

hinderliche 

Bedingungsfaktoren für 

Peer Counseling? 

5. Handlungsempfehlungen

� Welche Schlussfolgerungen 

lassen sich für den weiteren 

Einsatz von Peer 

Counseling ziehen?

Forschungsfragen



� Literaturanalyse zum Forschungsstand

� Auswertung der Beratungskonzepte und der 
Falldokumentationen

� Befragung der Ratsuchenden (zu zwei Zeitpunkten) und der 
Peer Counselors 

� Fokusgruppen mit Ratsuchenden, Peer Counselors (zu zwei 
Zeitpunkten) und Projektverantwortlichen 

� Fachgespräche mit Projektverantwortlichen

� Expertenpanel

8

�

Abschlussbericht: Mai 2017 

(AutorInnen: Braukmann, Heimer, Jordan, Maetzel, Schreiner, Wansing)

Online verfügbar unter: 
http://www.lvr.de/media/wwwlvrde/soziales/menschenmitbehinderung/wohnen/dok
umente_232/peer_counseling/170717_Peer_Counseling_Endbericht.pdf

Forschungsmethoden



Insgesamt 10 Beratungsstellen mit 62 Peer-Beraterinnen und -Berater gefördert.

Organisatorische Vielfalt:

� 3 Selbsthilfe-Verbände; 7 Angebotsträger aus dem Bereich der 
Behindertenhilfe

� Unterschiedlicher Umfang an Erfahrungen mit Peer Counseling

� Teamgröße: 1-13 BeraterInnen

� Beschäftigungsstatus der BeraterInnen: 

− Projekte mit hauptberuflichen, fest angestellten BeraterInnen (4), 

− Projekte mit BeraterInnen im Nebenberuf (freigestellt) (2), 

− Projekte mit ehrenamtlichen BeraterInnen (4)

9

Wie wird Peer Counseling im Rheinland gestaltet?

http://www.lewo-aachen.de/wordpress/peer-counseling-projekt/



Voraussetzungen der Peer-BeraterInnen

� Geschlechterverhältnis ausgeglichen, alle Altersgruppen

� unterschiedliche Arten der Beeinträchtigungen (kognitiv, psychisch, 

körperlich, kaum Sinnesbeeinträchtigungen), 80% anerkannte 

Schwerbehinderung

� höhere wie niedrige Bildungsabschlüsse sind gleichermaßen vertreten

� Beschäftigungssituation: etwa die Hälfte auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, 

etwa ein Drittel in einer WfbM, einige in Integrationsfirmen, teilweise keine 

Erwerbstätigkeit

� einige (hauptberufliche) BeraterInnen haben bereits langjährige Erfahrungen 

(in der Selbsthilfe oder in tätigkeitsnahen Berufen), die meisten 

Ehrenamtlichen haben keine oder wenig Vorerfahrungen

� alle BeraterInnen werden geschult 

� knapp zwei Drittel der BeraterInnen nutzen (vorerst) Unterstützung bei der 

Beratung
10

Wie wird Peer Counseling im Rheinland gestaltet?



� Beobachtungszeitraum (März 2015 – Februar 2017): 1.526 

Beratungsgespräche mit 939 ratsuchenden Personen, ein Viertel aller 

Ratsuchenden wird ein zweites Mal beraten

� unterschiedliche Nachfrage in den verschiedenen Beratungsstellen

Voraussetzungen der Ratsuchenden

� Geschlechterverhältnis ausgeglichen, verschiedene Altersgruppen von 14 bis 

86 Jahren

� überdurchschnittliche Bildungsabschlüsse 

� vorrangig psychische Beeinträchtigungen (2/3), körperliche 

Beeinträchtigungen (25%) und kognitive Beeinträchtigungen (16%)

� Ratsuchende leben überwiegend in eigenen Wohnungen, teils mit 

Unterstützung, wenige bei Angehörigen; WohnheimbewohnerInnen werden 

kaum erreicht  

� unter den Ratsuchenden auch Angehörige von Menschen mit Behinderungen.
11

Inanspruchnahme der Angebote
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Motive der Inanspruchnahme 

35%

40%

53%

55%

70%

75%

83%

92%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Ich kenne die Peer-Beraterin oder den Peer-Berater

persönlich.

Ich habe schlechte Erfahrungen mit anderen

Beratungsstellen gemacht.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von anderen

Beratungsstellen verstehen mich oft nicht.

Meine Frage kann mir nur eine Peer-Beraterin oder ein

Peer-Berater beantworten.

Ich kann besser mit jemandem sprechen, der auch eine

Behinderung hat.

Peer-Beratung ist ein neues Angebot: Das wollte ich

ausprobieren.

Ich habe gehört: Peer-Beratung ist gut.

Ich wollte mit einer Person sprechen, die schon einmal in

einer ähnlichen Situation war.



Themen in den Beratungsgesprächen (N=927)

Breites Themenspektrum

� Besonders häufig Themen in den Bereichen Arbeit (28%) und Wohnen (25%)

� Umgang mit der eigenen Erkrankung oder Behinderung (24%) oder 
Lebenskrisen (23%)

� Fragen zu Medikamenten, Psychopharmaka, ÄrztInnen oder Therapien (19%) 

� Ämterfragen (17%)

� Beziehungen, Umgang mit anderen Menschen (17%)

� Freizeit, Freunde finden (16%)

� Unterstützungsbedarf, Versorgung mit Hilfsmitteln, 
Persönliches Budget (14%)

� sonstige (z.B. gesetzliche Betreuung, Patientenverfügung)

13

Themen 

Bild: http://www.zsl-koeln.de/unser-
angebot/peer-counseling-projekt/



Wahrnehmungen, Ergebnisse und Bewertungen von Peer Counseling durch 

Ratsuchende

� Beratungssituation (Erreichbarkeit, Zeit, vertrauensvolle Atmosphäre) und  

BeraterInnen (Kompetenz und Verhalten) werden ausgesprochen positiv erlebt.

� Anwesenheit einer dritten, unterstützenden Person wird von keinem 

Ratsuchenden als störend empfunden.

� Überwiegende Mehrheit gibt an, dass die BeraterInnen schon einmal in einer 

ähnlichen Lebenssituation waren (83%). Diese Übereinstimmung ist größer als 

die Gemeinsamkeit in der Art der Erkrankung oder Beeinträchtigung (66%).

� Für die meisten Ratsuchenden haben die BeraterInnen eine Vorbildfunktion 

(73%)

� BeraterIn wollte zu etwas überreden (7%) 

� Beratungsergebnisse werden positiv bis sehr positiv eingeschätzt.  

� Peer-Beratung wirkt in zwei Richtungen (Berater/in und Ratsuchende)
14

Bewertungen



Gesamtbewertung von Peer Counseling durch Ratsuchende
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(n=110)

Bewertungen



Komplexes Bedingungsgefüge der Qualität von Peer Counseling | 
Wesentliche Faktoren, die Wirkungen und Wirksamkeit von Peer Counseling
unterstützen: 

� Konzeptionelle Bedingungen

− Art des Beschäftigungsverhältnisses (hauptberuflich/ehrenamtlich)

− Begleitung und Unterstützung der Beratenden („angemessene Vorkehrungen“)

− Kollegialer Austausch und Supervision

− Vernetzung in der Region

− Begleitende/ergänzende Angebote (niedrigschwellig, z.B. offene Cafés)

� Personelle Faktoren

− (Beratungs-)Erfahrungen und Qualifikation der Beratenden

− Ähnliche Erkrankungen/Behinderungen und Lebens- bzw. 
Behinderungserfahrungen

� Räumlich-sächliche Faktoren

− Erreichbarkeit, Barrierefreiheit 

− vertrauensvolle Atmosphäre in der Beratungssituation 
16

Zentrale Wirk- und Gelingensfaktoren



17

1. Vielfalt von Trägern der Peer Counseling-Angebote anstreben

2. Erfolgreich vor Ort etablierte Beratungsstrukturen berücksichtigen 

3. Unabhängigkeit der Beratung durch Maßnahmenbündel sicherstellen

4. Hauptamtliche Kapazitäten vorsehen

5. Mindestgröße von drei Peer Counselors pro Beratungsstelle

6. Vernetzung der Beratungsstellen und der Peer Counselors untereinander fördern

7. Bekanntheit des Angebots durch zielgruppen-und sektorenübergreifende 
Vernetzung fördern

8. Standards für Qualifizierung setzen

9. Bedingungen für ehrenamtliche Peer Counselors verbessern

10. Personelle Unterstützung von Peer Counselors ermöglichen

11. Peer Counseling für alle Beratungsthemen öffnen

12. Grenzen von Peer Counseling klären, Lotsenfunktion aktivieren

13. Ergänzende, niedrigschwellige Unterstützungsangebote (Peer-Support) vorhalten

14. Zugangswege zu Menschen in stationären Wohneinrichtungen erschließen

Handlungsempfehlungen - Überblick
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Vielfalt von Trägern der Peer Counseling-Angebote anstreben

• Berücksichtigung etablierter Angebote

• Sicherstellung von flächendeckenden und vielfältigen Beratungsangeboten

• kein grundsätzlicher Ausschluss von Leistungsanbietern

Unabhängigkeit der Beratung durch Maßnahmenbündel sicherstellen

• Transparenz bezüglich Trägerschaft und Interessen

• Bekenntnis zu Grundprinzipien Peer Counseling

• Übergreifende Qualifizierung

• Keine Weisungsbefugnis in fachlichen Beratungsfragen

Hauptamtliche Kapazitäten vorsehen

• Professionelle Basis: Sicherstellung Infrastruktur, Koordination und fachlicher 
Qualität

• Unterstützung und Entlastung von ehrenamtlichen BeraterInnen

Handlungsempfehlungen - Auswahl
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Standards für Qualifizierung setzen

• Behinderung(serfahrung) als Voraussetzung nicht ausreichend

• Schulung von Grundkompetenzen der Beratung (z.B. Gesprächsführung, 
Leistungen, Angebote)/ verbindliche Standards 

• Professionelle Qualifikation (z.B. Soziale Arbeit, Recht) hilfreich, keine 
Voraussetzung

Unterstützung von Peer Counselors in der Beratung ermöglichen

• Keine Diskriminierung aufgrund Art der Behinderung, angemessene Vorkehrungen 

• Ermöglichung „echter Peers“

• Gestaltungshoheit liegt bei den Peer Counselors

• Klare Aufgabenbeschreibung und Supervision für die UnterstützerInnen

Zugangswege zu Menschen in stationären Wohneinrichtungen erschließen 

• Vermeidung von Benachteiligung aufgrund sozialer Abhängigkeit 

• Aufsuchende Angebote der Information und Beratung (m. Heimbeiräten)

• Befähigung und Begleitung zum Besuch der Beratungsstellen

Handlungsempfehlungen - Auswahl



 

 

 

Fachveranstaltung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für Menschen 

mit Behinderung und ihre Angehörigen“ am, 16.11.2017, in Berlin 

 

Dialogforum 1. Beratungsinhalte 

-  Zusammenfassender Überblick - 

Das Dialogforum 1 befasste sich mit den Beratungsinhalten. In einem ersten Referat 
gab Andrea Fabris, Referentin für Gesundheit und Soziales beim BSK einen kurzen 
Einblick in die Wichtigkeit des Datenschutzes und stellte die erste Fassung des 
Muster - Datenschutzhandbuches vor. Von den Teilnehmern wurde sehr positiv 
aufgenommen, dass dieses Thema hier Eingang gefunden hat und es wurde als sehr 
wichtig wahrgenommen.  

Als zweites Impulsreferat erzählte Sebastian Tenbergen, Referent für Sozialrecht und 
Sozialpolitik beim bvkm und Fachanwalt für Sozialrecht über die rechtlichen 
Hintergründe einer Teilhabeberatung (siehe nachfolgende Folien) folgend). Er legte 
sehr anschaulich die rechtlichen Hintergründe der Teilhabeberatung dar. Er wies 
darauf hin, wann und unter welchen Voraussetzungen Rechtsberatung nach dem 
Rechtsdienstleistungsgesetz durchführbar ist. Auch hier gab es einige Rückfragen 
aus dem Teilnehmerkreis. Diese drehten sich um die rechtliche Ausgestaltung der 
Beratung. 

Im Anschluss erläuterte Sabine Goetz, Geschäftsstellenleitung des Landesverbandes 
Selbsthilfe Körperbehinderter Baden-Württemberg e.V. und Leiterin der 
Beratungsstelle Tübingen des „Netzwerk für unabhängige Beratung“ sehr erfrischend 
und anschaulich die Praxis der Beratung. Hier entstand eine rege Diskussion und es 
gab immer wieder Rückfragen zur praktischen Umsetzung der Beratung, sowie zur 
Gesprächsführung mit den Ratsuchenden und den Grenzen der Beratung. Das 
Interesse der Teilnehmer an diesen Informationen war sehr groß. 

Zum Schluss wurden noch folgende Leitfragen für die anschließende Fragestunde 
auf dem Podium formuliert: 

Andrea Fabris und Sabine Goetz 



 

 

 

 

 



 

 

 

 



 

    Fachveranstaltung des Netzwerk unabhängige 
Beratung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 
für Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen“     
   am 16.11.2017 in Berlin  
 

„Beratungsinhalte“ 
- Möglichkeiten und Grenzen in der  

sozialrechtlichen Beratung-  
 
      
     Sebastian Tenbergen, LL.M. 
      



- Rechtsgrundlage für die (sozial)rechtliche Beratung ist das 
Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG). 

- Das RDG regelt nur den Bereich der außergerichtlichen 
Rechtsdienstleistungen, wenn auch nicht abschließend. 

- Es dient dazu, die Rechtsuchenden, den Rechtsverkehr 
und die Rechtsordnung vor unqualifizierten 
Rechtsdienstleistungen zu schützen. 

- Welche Tätigkeiten nach dem RDG im Rahmen der    
außergerichtlichen Rechtsberatung erlaubt sind,    
regelt§3 RDG. 

Merke: Erlaubt ist nur die außergerichtliche  
  Rechtsberatung durch nichtjuristische  
  Mitarbeiter von Organisationen der  
  Behindertenhilfe. 
 

 



 
Rechtsdienstleistung im Sinne des RDG ist jede 
Tätigkeit in konkreten fremden  Angelegenheiten, 
sobald sie eine rechtliche Prüfung des Einzelfalls 
erfordert.“ (vgl.§2 Abs. 1 RDG) 

- Rechtsdienstleistung  =  Rechtsberatung,   
     Rechtsbetreuung,  
     Rechtsbesorgung 

- Die technischen Mittel der Beratung sind unerheblich 
(z.B. Telefonhotline, Internetforum, etc.) 

 

 

 



Keine Rechtsdienstleistungen im Sinne des RDG stellen die 
folgenden Tätigkeiten dar (vgl.§2 Abs. 3 RDG): 
- die Erstellung von wissenschaftlichen Gutachten. 
- die Tätigkeit von Einigungs- und Schlichtungsstellen, 

Schiedsrichterinnen und Schiedsrichtern. 
- die Erörterung der Beschäftigte berührenden Rechtsfragen mit ihren 

gewählten Interessenvertretungen (z.B. Betriebsrat), soweit ein 
Zusammenhang zu den Aufgaben dieser Vertretungen besteht. 

- die Mediation und jede vergleichbare Form der alternativen 
Streitbeilegung, sofern die Tätigkeit nicht durch rechtliche 
Regelungsvorschläge in die Gespräche der Beteiligten eingreift. 

- die an die Allgemeinheit gerichtete Darstellung und Erörterung von 
Rechtsfragen und Rechtsfällen in den Medien. 

- die Erledigung von Rechtsangelegenheiten innerhalb verbundener 
Unternehmen,§15 AktG. 



§3 RDG: „Die selbstständige Erbringung außergerichtlicher 
Rechtsdienstleistungen ist nur in dem Umfang zulässig, in 
dem sie durch dieses (…) oder aufgrund anderer Gesetze 
erlaubt wird.“ 
 
Als Ermächtigungsgrundlagen zur Durchführung einer 
Rechtsberatung für Mitglieder und Nichtmitglieder von 
Organisationen der Behindertenhilfe/ 
Behindertenselbsthilfe durch nichtjuristische 
Mitarbeiter kommen insbesondere§8 RDG, aber 
auch§7 RDG und§6 RDG in Betracht.  
 
 
 
  
 
 



-§8 Abs. 1 Nr. 5 RDG ist die zentrale Ermächtigungsgrundlage 
zur Durchführung von Rechtsberatungen für Organisationen der 
Behindertenhilfe.  
 
- Umfasst sind die Verbände der freien Wohlfahrtspflege, 
anerkannte Träger der freien Jugendhilfe und anerkannte 
Verbände zur Förderung der Belange behinderter Menschen. 
 
- Nicht nur die Spitzenverbände selbst sind zur Rechtsberatung 
befugt, sondern auch die angeschlossenen Organisationen. 
 
 
 
 
  
 
 



 Art und Umfang der nach§8 Abs. 1 Nr. 5 RDG 
 möglichen Rechtsberatung: 
 
 - keine Beschränkung der rechtsdienstleistenden 
   Tätigkeit nur auf Fragen der Sozialhilfe 
 
 - der Rahmen der Befugnis ergibt sich aus dem 
   jeweiligen Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der 
   beratenden Organisation 
 
 - dieser wiederum ergibt sich aus der jeweiligen 
   Satzung der beratenden Organisation  
 
  
 
 
  



§2 Zweck und Aufgabe des Bundesverbandes (Auszug) 
  
1) Zweck des Bundesverbandes ist die Förderung körperbehinderter,     
insbesondere spastisch gelähmter und mehrfachbehinderter Kinder, 
Jugendlicher und Erwachsener sowie von Behinderung bedrohter Menschen 
(im folgenden zu fördernder Personenkreis genannt) auf Bundesebene.  
 
2) Der Bundesverband erreicht seinen Zweck im einzelnen insbesondere 
durch die (…) 
c) Beratung, Vertretung und Betreuung des in§2 Absatz 1 genannten 
Personenkreises in entschädigungs-, versorgungs-,  sozialversicherungs-, 
behinderten-, sozialhilfe- und anderen sozialrechtlichen Angelegenheiten (…) 
h) allgemeine Unterrichtung und Beratung der Landesverbände und der 
Mitgliedsvereine sowie der körperbehinderten Menschen und ihrer 
Angehörigen (…) 
j) Wahrnehmung der Interessen der Menschen mit Behinderung in ihrer 
Eigenschaft als Verbraucher durch Aufklärung und Beratung (…) 
 



Aber: Nach§8 Abs. 2 i.V. m.§7 Abs. 2 RDG sind für die 
Durchführung einer Rechtsberatung unbedingt die 
folgenden Qualitäts- und Qualifizierungsvoraussetzungen 
zu beachten: 
 
- es muss eine der Dienstleistung entsprechende personelle,   
sachliche und finanzielle Ausstattung vorhanden sein und 

 
- es muss sichergestellt sein, dass die Rechtsdienstleistung 
durch eine Person, der die entgeltliche Erbringung dieser 
Rechtsdienstleistung erlaubt ist, durch eine Person mit 
Befähigung zum Richteramt oder unter Anleitung einer 
solchen Person erfolgt.  
 
 
 



Die Person, welche die unentgeltliche Rechtsdienstleistung 
erbringt, muss nicht selbst über diese Qualifikation verfügen. 
Es reicht aus, wenn sie unter Anleitung einer entsprechend 
qualifizierten Person tätig wird. 
 
Was versteht man unter „ Anleitung“ im Sinne des Gesetzes? 
- Einweisung in die konkrete Tätigkeit: Diese muss an den   
Anforderungen der beabsichtigten Rechtsdienstleistung 
ausgerichtet sein und eine Einweisung in die konkrete Tätigkeit 
geben (Grundeinweisung). 
- Fortbildungen müssen absolviert werden, deren Häufigkeit und 
Intensität sich danach bestimmen, welchen Wandelungen das 
konkrete Arbeitsfeld in Gesetzgebung und Rechtsprechung 
unterliegt (z.B.: durch Fortbildungen, Austausch auf 
Beraterkonferenzen, Lektüre einschlägiger Rundschreiben). 
 



- Darüber hinaus muss gewährleistet sein, dass im Einzelfall  
die Einwirkungsmöglichkeit eines Volljuristen auf Initiative der 
rechtsberatenden Person, die selbst nicht über die erforderliche 
Qualifikation verfügt, gegeben ist.  
 
Nicht erforderlich ist hingegen: 
- eine ständige Präsenz oder Einwirkungsmöglichkeit eines 
Volljuristen 
- Stichproben 
 
Merke: Gerade unter den Aspekten Haftung und 
Versicherungsschutz ist es von großer Bedeutung, dass 
die Aktivitäten der Anleitung durch einen Volljuristen 
angemessen dokumentiert werden. 
 



Dokumentation:  
 
 - Wann erfolgte durch wen die Einweisung in die 
   Tätigkeit und auf welche Weise? 
 
 - Welche Fortbildung wurde absolviert                    
    (Programm und Bescheinigung)? 
 
 - Welche Rundschreiben/Fachzeitschriften werden 
   regelmäßig gelesen (Nachweis durch Abonnement)? 
 
 - Welche Regelungen und Vereinbarungen bestehen 
   zur Heranziehung von qualifizierten Personen? 



§6 RDG:  
 
-  Abs. 1 der Vorschrift erlaubt grundsätzlich nur unentgeltliche 
Rechtsdienstleistungen. Zum Schutz der Rechtsordnung und 
Ratssuchender hat der Gesetzgeber allerdings ebenfalls 
Qualitätsanforderungen aufgestellt, wenn die Leistungen außerhalb 
enger persönlicher Beziehungen erfolgt. 
 
- Eine Unentgeltlichkeit liegt vor, wenn der Dienstleister kein   
direktes Entgelt erhält und auch keine mittelbaren wirtschaftlichen 
Vorteile aus der Rechtsdienstleistung erzielt (z.B. Versuch der 
Gewinnung neuer Mitglieder, dann aber unter Umständen nach               
§7 RDG erlaubt).  
 
Merke: Es sind besondere Qualitätsanforderungen zu beachten, 
wenn die Rechtsberatung außerhalb „enger persönlicher  
Beziehungen“ erfolgt (Qualitätskriterien, s.o.).  



Besonderheit im sozialgerichtlichen Verfahren: 
 
- Kläger oder Beklagte konnte sich früher in Prozessen, in 
denen kein Anwaltszwang herrscht, zur Unterstützung in der   
mündlichen Verhandlung von einem Beistand begleiten lassen. 
Gerichte konnten allerdings bisher Beistände zurückweisen, die 
nicht die Voraussetzungen des alten RDG erfüllten. 
 
- seit dem 01.07.2008 gilt, dass Beistände durch das Gericht   
ausdrücklich zugelassen werden müssen, um als Beistand an 
der Verhandlung teilnehmen zu dürfen. 
 
- der Gesetzgeber geht davon aus, dass dies insbesondere vor 
dem Sozialgericht regelmäßig der Fall ist (vgl. BT-Drcks. 
16/3655, S. 96 zu§73 Abs. 7 SGG). 



Grenzen einer Beratungstätigkeit: 
 
- Sprachliche Barrieren   
 
- Informationsdefizite (insbesondere bei einer rein 
 telefonischen Beratung) 
 
- Erwartungshaltung der zu Beratenden 
 
- Inanspruchnahme mehrerer Beratungsstellen durch 
 die zu Beratenden 
 
- Beratungsresistenz der zu Beratenden 



 
 
 
 
 
 
 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!  
 

Sebastian Tenbergen, LL.M. 
 



 

Fachveranstaltung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für Menschen 

mit Behinderung und ihre Angehörigen“ am 16.11.2017, in Berlin 

 

2. Dialogforum:  Peer-Beratung 

-  Zusammenfassende Überblick - 

 
Vorstellung  
• Patrizia Kubanek, Peer- und Sexualberaterin für Menschen mit Behinderung, Düsseldorf  
• Carina Schmöle-Karst, Staatlich anerkannte Sozialpädagogien/-arbeiterin, Mitglied des 
„Netzwerk unabhängige Beratung“, Mutter einer beeinträchtigen Tochter, 4jähriges 
ehrenamtliches Engagement für den Aufbau einer unabhängigen Beratungsstelle für 
beeinträchtige Menschen und deren Familienangehörige für Stadt und Landkreis Lüneburg,  
BSK-Kontaktstelle Lüneburg  
 
Vortrag  
Peer Counseling - Was ist das???  
von Patrizia Kubanek  
Geschichte  
Ursprung Mitte der 60er in den USA - selbstbestimmt Leben Bewegung - behinderte 
Studenten.  
Respektvoller Austausch über eigene Erfahrungen und Erlebnisse,  
In den 80er kam die Bewegung auch nach Europa.  
Vorteile  
o Gleichgestellt, nichts erklären müssen, Verständnis, Vertrauen und Glaubwürdigkeit,  
o Informationsvorsprung  
o Rollenmodel → Motivation  
o Kostenträger unabhängig → Ratsuchender ist im Mittelpunkt  
o Prinzipien  
o Vertrauen in die Kompetenz des oder der Ratsuchenden  
o Verantwortung des oder der Ratsuchenden  
o Schweigepflicht  
o Respekt, keine Wertungen  
o Delegieren  
 
 



Techniken   
 
1. Aktives Zuhören                                                                                                                           
Aufmerksamkeit schenken, Fragen stellen, Paraphrasieren (umschreiben), zusammenfassen 
→ Akzeptanz erleben  
2. Problemlösung                                                                                                                                                      
definieren, kreatives Denken, wichtige Elemente finden, entscheiden.  
3. Körperbewusstsein                                                                                                                           
Entspannung, Körperhaltung, kontrolliertes Atmen → Akzeptanz der Behinderung  
4. Planung                                                                                                                                           
Zielesetzung, Checklisten erstellen, Zeitplanung, Auswertung → Empowerment  
5. Persönliches Wachsen                                                                                                                    
visualisieren, Bestätigung, mit Gefühlen arbeiten, Rollenspiele,                                                        
intuitives Herangehen → Emanzipation  
   
Peer Counseling in unserem Sinne bedeutet: Behinderte beraten Behinderte -  
einfühlsam zuhörend, die Erfahrungen und Wunsche des anderen wertschätzend,  
partnerschaftlich, kompetent, solidarisch und "ermächtigend" zu selbstbestimmter 
Lebensführung. ©Patrizia Kubanek, Düsseldorf, 2017  
 
 
Dialog  
Im Anschluss an den Vortrag fand eine angeregte Frage- und Diskussionsrunde statt. Hierbei 
wurden folgende Aspekte inhaltlich näher beleuchtet:  
• Beratung von Betroffenen für Betroffene - impliziert dies auch Familienangehörige 
Betroffener?  
• Was ist mit Geschwistern? 
Eltern werden teilweise als Peer’s akzeptiert, sieht auch jemand die Geschwister?  
• Gibt es „Ausschlüsse“ für Peer-Berater?  
• Ist Peer-Beratung bei geistiger Beeinträchtigung möglich?  
• Hat schon einmal jemand Peer-Beratung erlebt und falls ja wie wurde diese empfunden?  
• Warum würden Sie sich Peer-Beratung wünschen?  
• Ist eine Peer-Beratung im Sinne einer Beratung „Einer für Alle“ tatsächlich sinnvoll oder 
kommt es doch auch auf die Art der Beeinträchtigung ein?  
• Kann eine „Nicht-Beeinträchtigungsspezifische-Peer-Beratung“ hinderlich sein?  
• Wie kann eine unabhängige Teilhabeberatungsstelle etabliert werden und wie werden 
ALLE Betroffenen gleichermaßen gut erreicht? Wie kommen auch Menschen in 
Wohnheimen an die Informationen und die Möglichkeit der EUTB?  
• Gibt es eine Grenze ab wann Eltern keine Eltern mehr sind bzw. ab wann der Betroffene 
auch alleine entscheiden darf welcher Weg für ihn der Richtige ist?  
• Vielseitige Kompetenzerwartungen an Peer-Berater; werden die individuellen Fähigkeiten 
der Berater dennoch berücksichtigt oder werden nun alle „über einen Kamm geschert“?  
 

 

 

 



 



 

Fachveranstaltung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung   für 

Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen“ am 16.11.2017, in Berlin 

 

Dialogforum 3:  Evaluation und Qualifikation 

-  Zusammenfassender Überblick - 

 

Referent:  

Herr Dr. Thomas Fliege, Dozent Evangelische Hochschule Ludwigsburg, Studiengang BA und 

MA Soziale Arbeit 

Unterstützt durch: 

Frau Marion Ahlers, Pädagogin, Beraterin in der Beratungsstelle für Menschen mit 

Behinderungen und ihre Angehörigen in Wilhelmshaven und Friesland der WiKi 

gemeinnützige GmbH und 

Frau Cornelia Baumann, staatl. anerkannte Sozialpädagogin, Dipl. Diakoniewissenschaftlerin, 

Case Managerin (DGCC), Mutter von 3 Kindern, 2 davon mit Beeinträchtigungen, 4-jähriges 

ehrenamtliches Engagement für den Aufbau einer unabhängigen Beratungsstelle für 

beeinträchtige Menschen und deren Familienangehörige für Stadt und Landkreis Lüneburg, 

BSK-Kontaktstelle Lüneburg  

 

Vortrag „Evaluation und Qualitätsentwicklung“ – wesentliche Inhalte 

 Begriffsklärung und Unterscheidung zwischen alltäglichem und 
wissenschaftlichem Sprachgebrauch 

 Evaluationen lassen sich anhand unterschiedlicher Gestaltungsdimensionen 
einordnen 

 Interne externe Evaluation (u.a. Vor- und Nachteile) 

 Zeitpunkt einer Evaluation ist bedeutend: während der Planungs-, 
Durchführungs- oder Wirkungsphase 

 Funktionen von Evaluation Erkenntnis-, Kontroll-, Dialog- und Legitimitätsfunktion 



 Grundformen und Nutzen von Evaluation 

 Ablauf einer Evaluation 

  Informationen zur Evaluation „Netzwerk unabhängige Beratung“ 

  Evaluation und Qualitätssicherung  Begriffsklärung Qualität / 
Qualitätsentwicklung 

 Qualitätsentwicklung - Wirkungen nach außen und innen 

 Qualitätssicherung - verschiedene Dimensionen (Konzept-, Struktur-, Prozess- und 
Wirkungs-/ Ergebnisdimension 

 Ergebnisqualität, Struktur- und Prozessqualität und Wirkungsniveaus 

 Evaluation und Qualitätssicherung  Evaluation ist wichtig für:  
Prozessoptimierung, Qualitätsentwicklung, Prozesssteuerung, Legitimation der 
Mittel, Politikgestaltung, Gewinn von wichtigen Erkenntnissen zur 
Angebotsverbesserung, Steuerung und Neuentwicklung von Leistungsangeboten 

 Informationen zur Weiterbildung „Personen- und teilhabezentrierte Beratung“ 
 
Dialog 
An den überaus interessanten Vortrag von Herrn Dr. Fliege schloss sich eine angeregte 

Fragen- und Diskussionsrunde mit ca. 30 Teilnehmern an. Im Folgenden haben wir einige 

Fragen aus diesem Austausch festgehalten: 

 Nähere Fragen zur Weiterbildung „Personen- und teilhabezentrierte Beratung“  

 Welche Qualifikationen braucht es, um eine Beratungsstelle aufbauen zu können? 

 Wie kann ein Peer-Berater qualifiziert werden? 

 Wie wird Qualität in der Beratung evaluierbar? Wie ist dies insbesondere bei 

Menschen, die kognitive Schwierigkeiten haben? Was sind definierte Parameter 

guter Beratung? 

 Wie löst man die Datenschutzproblematik? 

 Wie erreicht Beratung Zielgruppen in stationären Einrichtungen? 

 Wie erreicht Beratung Menschen mit kognitiven und sozialen Einschränkungen? 

 Über welchen Weg wird Beratung angefragt? 

 Wie wird die räumliche Ausgangslage bei der Evaluation berücksichtigt (z.B. 

Wendland  Berlin)? 

 Leistungen sozialer Projekte werden auf den Prüfstand von Effizienz und Effektivität 

gestellt (Evaluation als Sparinstrument)? 

 Was wird evaluiert  Neutralität der Evaluation durch Ratsuchende, Frage der 

Abhängigkeit vom Erfolg einer Beratung! 

 Motivation oder fehlende Kraft seitens der Ratsuchenden zur Evaluation… 

 Forderung: aufsuchende Beratung muss neu definiert werden! 

 Evaluation im Kontext von Migration und Behinderung! 

 Wenn Fragebögen nicht bearbeitet werden, wie fließen die Ergebnisse dann in die 

Evaluation ein? 

 Werden die Erfahrungen von Angehörigen auch durch die Evaluation erfasst?  

 Fließen die Kompetenzen von Angehörigen mit in die Beratung ein? 



 



 

Fachveranstaltung „Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung für Menschen 
mit Behinderung und ihre Angehörigen“ am 16.11.2017, in Berlin 

 

Dialogforum 4: Unabhängigkeit 

-  Zusammenfassender Überblick - 

 

Mit einem Impulsvortrag zur „Unabhängigkeit“ (siehe unten folgend) führte die Referentin Frau 
Kerrin Stumpf die Frage: „Was ist überhaupt Unabhängigkeit und wo kommt sie her (auch aus der 
philosophischen Betrachtung)?“ in die Diskussion ein.                                                                                             
Die Teilnehmenden orientierten sich zunächst an den wesentlichen Aspekten der „Unabhängige 
Beratung“, die  für Menschen mit Behinderungen Planungs-, Orientierungs- und Entscheidungshilfe 
sein soll, indem sie Handlungsalternativen aufzeigt.  Dabei wurden die einzelnen Akteure im 
„Leistungsdreieck“ angesprochen. Denn die Beratung soll frei von ökonomischen Interessen und der 
Kostenverantwortung eines Leistungserbringers- also organisatorisch, finanziell und wirtschaftlich 
unabhängig von den Bereichen der Leistungserbringung sein. Kontrovers wurde dabei diskutiert, wer 
einen EUTB-Förderantrag stellen kann und wie die Unabhängigkeit hierbei sicherzustellen ist. 

Vereine mit speziellem Bereich einer Behinderung argumentierten, dass es nur möglich sei 
unabhängig zu sein, wenn kein weiteres Leistungsangebot neben der Beratung bestehe. Als Gründe 
dafür wurden genannt: Vermittlung der Ratsuchenden in die eigenen Produkte (Wohnheime, 
ambulante Versorgung, Sport, etc.). Das stelle eine Übervorteilung dar, die auch von wirtschaftlicher 
Relevanz sei. Außerdem sei so eine objektivere Betrachtung der Sorgen und Probleme der zu 
Beratenden möglich. 

Träger, die weitere Leistungen erbringen außer der Beratungsstelle für Menschen mit 
Behinderungen, argumentierten so, dass wenn sie alle Kriterien einer unabhängigen Beratung 
erfüllen, die erworbenen Erfahrungen aus vielen Bereichen auch ein Vorteil sein kann. Viele 
Ratsuchende finden auch über den Bekanntheitsgrad und das damit erworbene Vertrauen in die 
Beratungsstelle. Das Beratungsangebot sei breiter aufgestellt und es gäbe schon bestehende 
Netzwerke, die zur Unterstützung in Anspruch genommen werden können. 

Fazit ist, dass selbst die Förderung von Landesmitteln, mit Nachweispflichten z.B. bei der Umsetzung, 
Evaluation, Erhebung von Statistiken, zu einer gewissen Abhängigkeit führt.  

Eva Reichenbächer, Wiki gGmbH, Wilhelmshaven 



 

Kerrin Stumpf 
Betreuungsverein für behinderte Menschen 
Fachtag „Netzwerk unabhängige Beratung“ 
Impuls und Diskussion in der Fokusgruppe  

Berlin, 16. November 2017  



 

 

 

 

 

 

 

 Eine unabhängige Teilhabeberatung kennzeichnet 
mehr als die Unabhängigkeit von 
Einwirkungsmöglichkeiten der Leistungserbringer und 
Leistungsträger.  

 

 

 

 

2 



Die Beratungsstelle ist fähig zu autonomer Beratung. Ihre 
Regeln werden nicht durch Außenstehende gemacht , 
sondern von ihr selbst.  

 

 

 

 

        

      Max Weber 1864-1920 

Bedeutung von Kooperationen 

Einfluss und Kontrolle durch die Fachstelle 
Teilhabeberatung 

Regeln der Beratung im Verein 
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 Negativ, innerlich, philosophisch 

Im Sinne des klassischen Liberalismus, der für die 
individuelle Entfaltung des eigenen Willens ungestört von 
jedem anderen eintritt. Das Ziel ist die Freiheit von 
äußerem Zwang. 

 

 Positiv, äußerlich, politisch 

Unabhängigkeit benötigt mehr als das Leben ohne 
äußeren Zwang. Nötig ist auch, dass die Ressourcen zur 
Verfügung stehen, um den eigenen Willen ausüben zu 
können. So entsteht die Möglichkeit, frei etwas zu tun 
bzw. zu entscheiden.  

4 



 Das Individuum und seine Menschenrechte 

 Der Staat und seine Pflicht zu Anerkennung und Schutz  
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Die Beratung soll zu mehr Selbstbestimmung und 
Autonomie führen.  

Freiheit zur Wahrnehmung eigener Rechte im privaten 
und öffentlichen Leben sind das Ziel.  

 

 
       

 

 

 

 

 

 

 

   John Stuart Mill (1806-1876) 
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…von eines andern nötigender Willkür,  

sofern sie mit jedes anderen Freiheit nach einem 
allgemeinen Gesetz zusammen bestehen kann,  

ist das einzige, ursprüngliche,  

jedem Menschen, kraft seiner Menschheit, zustehende 
Recht. 
Die Metaphysik der Sitten 

 
 

 

 

 

     Immanuel Kant (1724-1804) 
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 Die eigene Situation zu definieren, gestalten und 
verändern 

 

 Beziehungen zu gestalten 

 

 eine Perspektive zu entwickeln 

 

 eigene Bedürfnisse zu befriedigen 

 

 (mehr) Kontrolle über das eigene Leben 
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 Demokratisch 

 

 Unabhängig von LT/LE 

 

 Emanzipatorisch 

 

 Betroffene für Betroffene 

 

 Fachlich geeignet als Ergänzung zu Bestehendem 

 

 Niedrigschwellig im Vorfeld 

 

 
 



 Der Person des Beraters 

 

 Wissen und Transfer 

 

 Netzwerken  

 

 Fachstelle Teilhabeberatung 

 

 Im Sozialraum 

 

 Zielen und Berichterstattung 
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Kerrin Stumpf: Es geht jetzt weiter mit einer flotten Diskussionsrunde. Ich bin toll 

befeuert mit Ihren Fragen aus den Diskussionsforen.                                                                             

 

Die erste Frage geht an Frau Badura: Was ist der Unterschied zwischen einer 

normalen Beratungsstelle und einer EUTB? 

 

 

Irmgard Badura: Gute Frage. Wir machen in Bayern schon 40 Jahre normale 

Beratung für alle Menschen mit Behinderung. Die Ergänzende unabhängige 

Teilhabeberatung mit Peer Counseling, das ist das ergänzende Angebot, was 

die Unabhängigkeit betont von Leistungsträgern, nicht unbedingt 

Leistungserbringern. Auch hier braucht es eine gute Mischung. Für die EUTB 

braucht es auch die Eltern, Angehörigen als Peers, Eltern als Peers für Eltern, 

Geschwister als Peers für Geschwister vielleicht.  
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Wir haben gute Ideen, wie die EUTB gut ausgestattet werden kann. Das ist 

schon ein Unterschied zu dem, was es auf dem Markt gibt. Ja, was gibt es – 

Menschen mit Behinderung – passt es für dich –  wenn nicht, musst du 

trotzdem hin. 

 

 

Kerrin Stumpf: Herr Dr. Teifke, jetzt lernen wir Sie kennen. Die Frage aus Forum 1: 

gibt es eine Erfassung momentan bestehender Beratungsstellen und Strukturen, 

werden diese bestehenden Strukturen bleiben oder aufgelöst? Wie stark wirken 

Strukturen, haben Sie dabei einen Plan? 

 

 

 

Dr. Nils Teifke: Zur 1. Frage kann ich sagen: Es gibt keine genaue Zahl, wie 

viele Beratungsstellen es im gesamten Bundesgebiet gibt. Wir haben Mal 

versucht, eine Erhebung aus  verschiedenen Quellen zu machen. Es stellen 

sich viele Frage:“Was bezeichnet man als Beratungsstelle, was ist die 

Zielgruppe der Beratung?“ Das wird schnell ungenau. Wir hatten mal von 

26.000 Beratungsstellen gesprochen, zurückgehend auf eine Erhebung der 

Aktion Mensch.  

Eine Aufgabe der Fachstelle Teilhabeberatung, das Herzstück der EUTB, ist 

es auch, die Beratungslandschaft festzustellen und auch transparent zu 

machen. Dazu dient das Webportal: www.teilhabeberatung.de . 

Ab 2018 werden Inhalte eingestellt, nach und nach, so dass man sich dort 

einen guten Überblick verschaffen kann zu der Frage „Was gibt es an 

Beratungsstellen deutschlandweit?“ Denn es wird einen Beratungsatlas 

geben, der erarbeitet wird. Darauf aufbauend ist Anliegen der EUTB eine 

Vernetzung der Beratungsstellen über die EUTB, sowie auch andere 

Beratungsstrukturen wie z.B. Angebote der Rehabilitation. Der Wunsch ist, 

dass die Vernetzung auch soweit übergreifend funktioniert, dass auch die 

Rehabilitationsträger mit eingebunden werden. Und weiteres wichtiges Ziel ist, 

die vorhandenen Beratungsstrukturen keinesfalls zu ersetzen, sondern zu 
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ergänzen. Die EUTB baut auf den vorhandenen Beratungsstrukturen auf und 

soll keine bestehenden Förderungen ablösen, sondern was Neues kreieren 

 

 

Kerrin Stumpf: Es ist ja ein wichtiger Beitrag zur Transparenz. Wir hörten an der 

Basis doch die Angst, dass was abgelöst wird, alter Wein in neuen Schläuchen oder 

das Kind mit dem Bade ausgeschüttet wird. Wie sieht das aus Ländersicht aus, Herr 

Dr. Stamm? 

 

Dr. Christof Stamm: Wie Herr Dr. Teifke sagte, grundsätzlich ist nicht erlaubt, 

dass die EUTB Bestehendes ersetzt. Es muss nachgewiesen werden, dass 

dem nicht so ist in den Anträgen. Ich habe nicht jeden Antrag im Kopf. Was 

nicht verboten ist, dass man vorhandene Ressourcen vor Ort nutzt. Das ist 

manchmal ein schmaler Grat: „ Schaffe ich was Neues, nehme ich ein Projekt, 

was eh schon läuft und finanziere das neu?“ Wir versuchten, wenn wir 

bemerkten, dass sowas sein könnte, das gegenüber dem Bundesministerium 

für Arbeit und Soziales (BMAS) anzumerken bzw. das als wichtiges Kriterium 

anzusehen, dass dann eine Förderung nicht in Betracht kommt.                                     

Das BMAS ist nah dran, aber nicht wirklich nah dran, man kann das nicht für 

jede Region ausschließen. Wir versuchten, das in den Griff zu bekommen, das 

BMAS checkt auch nochmal. Umso wichtiger ist es, dass der neue Charakter 

herauskommt, die Unabhängigkeit und das Peer Counseling, das ist ein noch 

fast wichtigerer Punkt, der flächendeckend mit der EUTB umgesetzt werden 

kann. 

 

Kerrin Stumpf: Sie merken meinen Stadtstaatenblick. Ich habe hier eine Frage, die 

geht in die Richtung als Verbandsvertreterin. Herr Dr. Teifke, wenn Sie so stark in die 

Strukturen hineinwirken, ist es wichtig, dass wir als Fachverbände auch an der 

Entwicklung der örtlichen Verbände mitwirken. Es ist nicht nur eine Frage von Bund 

und Ländern, sondern man muss gucken, welche Wirkung erzeugt das bei Familien. 

Vielleicht gibt es dort, wo die Familie mit dem Kind mit Angelman-Syndrom wohnt,  

keine EUTB, sondern ein anderes Angebot von Aktion Mensch oder vielleicht in 

Selbsthilfe ganz ehrenamtlich. Das sollte in dem Atlas auftauchen. Da haben wir ein 
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Know-how zum Aufschreiben. Ist eine Öffentlichkeits-Kampagne geplant, um das 

Ganze in die Kommunen zu tragen? Ich habe den 1.12.2017 im Hinterkopf. Was wird 

passieren? 

 

Dr. Nils Teifke: Am 1.12.2017 wird tatsächlich eine Eröffnungsfeier stattfinden 

in einem kleineren Rahmen: die Eröffnung der Fachstelle Teilhabeberatung. 

Die Presse wird die Informationen hoffentlich breit streuen. Das ist unser 

Anliegen. Wir selbst werden eine Pressemitteilung am 1.12.2017 

herausgeben, morgen in zwei Wochen. Um die EUTB weiter bekannt zu 

machen, wird die Website wahrscheinlich das wichtigste Instrument sein. 

Heutzutage erreicht man mehr Leute über die neuen Medien als auf anderen 

Publikationswegen. Natürlich wird es auch Artikel geben, in Magazinen der 

Verbände. Darüber hinaus hat die Fachstelle Flyer entworfen, die 

beispielsweise bei den Inklusionstagen, die am 4. und 5. Dezember in Berlin 

stattfinden, unters Volk gebracht werden. Dort wird sich die Fachstelle mit 

einem kleinen Stand präsentieren. Der Schwerpunkt wurde dort auf 

"Internationales" gelegt. Es geht um die UN-Behindertenrechtskonvention 

(UN-BRK) und darum, die Ziele der UN-BRK umzusetzen. Dabei hilft uns im 

weiteren Verlauf – wenn die Beratung ab Januar 2018 startet – die Fachstelle. 

Sie wird regelmäßige Fachveranstaltungen durchführen, die dazu dienen, wie 

Sie sagten, Frau Stumpf, mit den Verbänden ins Gespräch zu kommen, sich 

zu vernetzen und um Einflussmöglichkeiten zu nutzen.  

Es werden mindestens zwei Fachveranstaltungen im Jahr stattfinden, die von 

der Fachstelle ausgerichtet werden. Die erste Auftaktveranstaltung ist für März 

2018 geplant. Es werden alle Beratungsstellen der ersten Förderperiode dazu 

eingeladen. 

 

Irmgard Badura: Gibt es Förderbescheide, die jetzt unterwegs sind? Ich höre 

aus den Reihen, wir hätten Menschen, die am 2.1.2018 zu arbeiten beginnen 

wollen in ihrer EUTB, in den Ländern, Kommunen vor Ort. Kriegen Sie das 

noch hin? 
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Dr. Nils Teifke: Das Anliegen ist so, dass die ersten Bescheide möglichst 

schnell versandt werden. Herr Polczyk sprach in seinem Vortrag am Vormittag 

an, dass die Bescheide erst herausgehen können, nachdem die 

Bundestagsabgeordneten aus den entsprechenden Wahlkreisen informiert 

wurden. Die ersten Schreiben sind herausgegangen mit Projektsteckbriefen. 

Die ersten Bescheide erfolgen Anfang Dezember 2017.                                             

Ich verstehe die Brisanz, dass natürlich Personal eingestellt und 

Räumlichkeiten gemietet werden wollen mit dem Ziel, ab Anfang Januar die 

Beratung zu starten. Ich kann nur um ein klein wenig Geduld bitten. Wir hatten 

den Zeitplan heute Morgen dargestellt. Es war alles sehr, sehr sportlich im 

Laufe des Jahres von der Förderrichtlinie über die Beteiligung der Länder. 

Aufgrund der Vielzahl der Anträge die Auswahl zu treffen, macht es nicht 

einfacher, sodass zeitliche Verzögerungen entstanden sind. Unser Anliegen 

ist, dass möglichst viele der Antragsteller noch im Dezember beschieden 

werden. Ich kann es aber nicht versprechen. 

 

Kerrin Stumpf: Wir haben Unabhängigkeit diskutiert. Das ist ein wichtiger Punkt 

hier. So wirtschaftlich stabil muss man erst mal stehen, dass man Personal und 

Räume vorhalten kann, um zum 01.01.2018 loslegen zu können. Die ersten 

Bescheide gehen an die Hilfestationen, dass die unabhängiger als die Unabhängigen 

sind. Es war eine große Herausforderung für die Szene, was da in diesem Jahr mit 

uns gemacht wurde. Das muss man an dieser Stelle sagen. Aber die sind noch da 

und lächeln noch. Wir sind ja auch mutig, dass wir sagen, es ist eine große Chance.  

 

Das Wort zum Tage von Herrn Polczyk: „Der Jobmotor“. Wir sind zwei Verbände, 

BSK und bvkm gemeinsam. Wir begreifen uns als Elternorganisation auch als Peer-

Organisation. Wir haben gelernt, wir sind andere Peers, Peers zu Eltern. Das führt an 

der Basis zu Streit. Gerade wenn es eine Ressource gibt. Die Elternorganisationen 

waren schon immer da. Das muss man jetzt auflösen. Wie können wir den Peer-

Bezug der Eltern in der Diskussion mit einer Chance versehen? Es gibt Menschen 

mit hohem Unterstützungsbedarf, da sind Eltern rechtliche Betreuer und Vertreter bei 

Kindern, die brauchen Unterstützung, die wertig ist, die ihnen deutlich macht, wo 

Interessenkollisionen sind. Können Sie uns da helfen?  
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Irmgard Badura: Ich bin ein Kind der Sehbehindertenhilfe und habe für die 

Beratung gekämpft, dass die Angehörigen von einer blinden Person sich 

ebenfalls als Peer verstehen. Sie sind genauso wichtig für Krisenbewältigung 

oder ähnlichem. Manchmal sind es auch Angehörige, die sich auf der Suche 

nach Neuigkeiten zu Unterstützungsmöglichkeiten machen. Von daher kann 

ich sagen, und ich hoffe, dass es auch für meine Landesbeauftragten-

Kollegen so gilt, ich weiß, es gibt den einen oder anderen selbstbestimmt-

leben-Aktivisten, der vielleicht anders denkt.                                                                  

 

Ich finde es klasse, dass Sie hier zusammengehen und zusammenarbeiten 

wollen. Es braucht uns alle in der Peer-Beratung gemeinsam. Das ist mir ganz 

wichtig. Daher sage ich: Haben Sie Selbstbewusstsein, liebe Angehörige, 

gegenüber den Menschen mit Behinderung, die oft genug meinen, nur ihre 
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Beeinträchtigung macht sie fachkompetent. Das ist es nicht. Ich spreche 

denen das nicht ab. Ich lebe auch mit einer fast völligen Erblindung im Laufe 

meines Lebens. Das kann keiner nachvollziehen. Es ist so, die Erfahrung 

können und wollen Sie sicher nicht mit mir teilen. Aus der Erfahrung kann ich 

Kraft schöpfen. Ich möchte es nicht missen, dass in meinem Fall 

Augenoptiker, Fachleute für vergrößernde Sehhilfen oder Orientierungs-

Mobilitätstrainer an meiner Seite sind und uns Ehrenamtliche als Berater 

unterstützen und ergänzen. Ich hoffe sehr, dass uns das gut gelingt. Seien Sie 

streitlustig und selbstbewusst. 

 

Kerrin Stumpf: Ich hoffe, es ist heute jemand von der gsub und der ISL da. Ich bin 

Geschäftsführerin von Leben mit Behinderung Hamburg Elternverein. Ich erkenne, 

dass in unserer Diskussion ich Raum machen muss für was anderes, dass wir mit 

60-jähriger Tradition uns in die zweite Reihe stellen und sagen, die EUTB ist 

tatsächlich für andere gedacht. Wir können es unterstützen mit unserer Energie als 

Eltern, aber es ist für Peers und Menschen, die es schwerer haben, in den Job zu 

kommen. Das ist meine persönliche Erkenntnis aus den Diskussionen.  

 

Herr Dr. Stamm, Sie haben 180 Anträge gelesen für Nordrhein-Westfalen, Sie sind 

ein Fachmann der Innovationskraft. Mit der Richtlinie, die mit der EUTB verbunden 

sein sollte, versuchen Sie den Peer-Bezug zu ergänzen, das Ei des Kolumbus zu 

erklären. 

 

Dr. Christof Stamm: Das ist eine schöne Frage. Ich antworte mal auf was 

anderes, um Zeit zu gewinnen. Zur Frage Eltern als Peers bzw. dürfen Eltern 

Peer-Beratung machen, platt formuliert. Ich gehe da gleich mit Frau Badura - 

das haben wir in unseren Voten so berücksichtigt, dass wir einige 

Angehörigen-Organisationen drin haben, es wurde immer gesagt, es ist 

wichtig, dass auch diese Gruppe vertreten ist. Das gilt für bvkm und auch 

gemeinsam-lernen in NRW, das sind richtige Innovationsmotoren. 

 

Kerrin Stumpf: Das meine ich auch, daher habe ich mich da auch engagiert. Aber 

wie schaffen wir Unabhängigkeit vom Bestehenden, den Menschen selber in der 
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Peer-Beratung zu stärken, wie gelingt uns das eigentlich? Das ist ja eine enorme 

Aufladung. Was ist das, wo Sie sagen und was Sie gelesen haben, das ist das 

Innovative daran, daher müssen wir das machen? 

 

 

Dr. Christof Stamm: Indem das Peer Counseling jetzt in die Fläche getragen 

wird. Wir haben sechs KSL (Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben), aber 

eben sechs für ganz Nordrhein-Westfalen, dann das Projekt aus dem 

Rheinland, das sind einzelne Hotspots in der Region gewesen. Nun gibt es die 

Chance, das in die Fläche zu tragen. Es soll eine flächendeckende Struktur 

geben. Da sehe ich die Gefahr, dass das Ganze zu einer Alibiveranstaltung 

verkommt, das ist richtig. Es gibt Angebote auf dem Tisch, wo der Verdacht 

entstand bei uns, da macht jemand seine Beratungsgeschichte weiter, da 

beraten nichtbehinderte Menschen und wir machen noch etwas Peer 

Counseling, indem wir zwei Ehrenamtler hinzuholen. Nichts gegen 

Ehrenamtler. Aber da ist die Frage, wo ist da der Innovationsgehalt? Und auch 

das Stichwort Jobmotor ist da nicht so gegeben. Ich kann das nicht auflösen 

und sagen, so und so machen wir das jetzt.  

 

Man muss gut hingucken, was sich da tut, nicht nur nach den Fallzahlen 

schauen, sondern auch etwas dahinter. Das gilt auch für die Unabhängigkeit, 

wir hatten es eben im Dialogforum 4 besprochen, eine Unabhängigkeit gibt es 

nicht, man ist immer abhängig von Strukturen, Geldern, aber eben unabhängig 

im Sinne von Leistungserbringern und Geldern. Da ist es eine Aufgabe, die 

nächsten Jahre genau hinzugucken und Anbieter und Träger nach drei Jahren 

hinauszuschmeißen, die diesen Grundsätzen nicht folgen. 

 

 

Kerrin Stumpf: Das Ganze ist nicht gut, wenn es nicht erfolgreich ist. Das 

Dialogforum 2, Evaluation, hat viel gemacht, ich werde jetzt nicht alle Fragen 

vorlesen. Die Fragen gehen alle in die Dokumentation, als Qualitätsprüfung – es wird 

auf jeden Fall helfen. 
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Die Gelingensfaktoren, das ist nicht nur das Peer Counseling, das hat eine hohe 

Priorität, wie macht man das richtig, aber wie wird die Qualität geprüft? Die 

Beratungsstellen werden sehr unterschiedlich sein, woran wird man das abmessen 

können? 

 

 

 

 

Dr. Nils Teifke: Ich kann nur Dr. Stamm zustimmen, dass wir den Erfolg nicht 

primär an Fallzahlen festmachen wollen. Natürlich wäre es ein Problem, wenn 

das Beratungsangebot nicht ausreichend nachgefragt wird, das wäre schon 

ein Problem bei der Entfristung, die nach Abgabe des Berichts an den 

Bundestag bis Mitte 2021 dann geplant ist. Gelingensfaktoren zielen aus 

unserer Sicht aber mehr auf inhaltliche Fragen. Dazu wird die Evaluation in 

enger Zusammenarbeit mit der Fachstelle Teilhabeberatung eine 

Beratungsdokumentation abstimmen. 

 

Es wird Rückmeldebögen, Feedbackbögen geben. Welche Fragen im 

Einzelnen abgefragt werden, kann ich noch nicht sagen. Diese gilt es zu 

erarbeiten. Aber was wichtig ist, für die Evaluation – Herr Polczyk sagte das 

auch schon – dass die EUTB-Beratungsstellen, die im Laufe der kommenden 

Wochen ihre Arbeit aufnehmen, ganz eng mit der Fachstelle Teilhabeberatung 
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zusammenarbeiten, mit dem BMAS und dem Dienstleister für die 

Administration EUTB. 

 

Kerrin Stumpf: Ich will es vertiefen bezogen auf das Kriterium der Unabhängigkeit. 

Ich würde auf die Frage von heute Morgen zurückkommen im Zusammenhang der 

Studie zur Peer-Beratung. Frau Badura, es kann nicht richtig sein, dass Menschen 

mit stationärem Kontext, ab 2020 gibt es das nicht mehr, dass die deutlich weniger 

Zugang zu unabhängigen Teilhabeberatungen haben. Wie geht das? Sie gehen in 

viele Einrichtungen. Sie sind durch ihre Tätigkeit viel unterwegs. Was muss es sein, 

damit so etwas in solche Häuser hineinkommt? Wir hatten es diskutiert, viele Häuser 

sagen, wir haben ein eigenes Beschwerdemanagement, tolle Beiräte, viele 

selbsterklärende Mechanismen. Wie schaffen wir den Blick von außen? 

 

Irmgard Badura: das ist eine wichtige Frage. Ich denke, dass es mit 

denjenigen steht und fällt, die den Mund aufmachen und es können. Wir 

haben Bewohner, Beiräte und Strukturen in den Häusern. Wir brauchen aber 

auch die Unterstützung aus der Behindertenbewegung oder 

Unterstützungsstrukturen, die funktionieren.  

 

Wo ist die ortsunabhängige Online-Beratung, ist die mitgedacht, mit geplant 

haben oder muss die jede Stelle selbst organisieren? Das wäre ein 

interessanter Jobmotor diesbezüglich zu unterstützen über diesen Bildschirm, 

das Internet, die App, was auch immer. Wir wissen, dass wir in vielen 

stationären Einrichtungen Menschen haben, die den Zugang auch nicht 

haben. Wir brauchen Menschen, die dorthin gehen, Mut machen zum 

selbstständig Wohnen, zum Leben mit Assistenz, zum Umziehen in ein 

offeneres Wohnen als in den vorhandenen Wohnheimen.  

 

Aus Bayern höre ich oft schon auch Innovationen von Wohneinrichtungen, die 

sich gerne splitten in die Regionen. Da muss ich Kritik loswerden Richtung 

Eltern und Angehörige, die sagen, das kann der doch nicht. Die Ängste der 

Angehörigen stehen uns im Weg. Der Mut unter den erwachsenen 

behinderten Menschen, bekräftigt sich untereinander, da zieht einer aus, weil 
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andere Eltern dahinterstehen, das kriegen sie ja mit. Es ist doch viel 

Bewegung in dieser Sache. Es braucht da genauso die Peer-Berater, die mit 

ihren Rollis und Blindenstöcken und Gebärdensprachdolmetschern in den 

Häusern unterwegs sind und Mut machen. 

 

Kerrin Stumpf: Würden Sie sagen, dass wir als Verbände zu kompromissbereit sind 

und die konventionelleren Strukturen, die Eltern, auch bei mir, bei mir gibt es noch 

keinen Lift, ich verhalte mich mit meinem Sohn noch so wie er 3 war, in der Pflege 

machen wir das genauso, er ist jetzt 16. Das ist ein Drama. Das ist bei vielen Eltern 

so. Niemand erzieht uns. Ich merke das im Verband, wir können einen Schub 

gebrauchen, kritischer mit uns selbst zu sein. 

 

Irmgard Badura: Das ist dringend notwendig. Wir hatten es in dem 

Dialogforum 2 Peer Counseling, dass die neue Generation Eltern die 

nachkommt, noch freier sich denken traut und sich nicht als Rabenmutter 

selber sieht und klammert und „es kann keiner besser als ich“ sieht.  

Es ist wichtig, dass Väter und Mütter das Thema selbstbestimmtes Leben 

auch für meine Kinder mit Beeinträchtigung sieht, natürlich auch für die 

Geschwisterarbeit. Es ist wichtig, dass in den Köpfen was passiert. Zu sehen, 

es funktioniert, wenn wir gute Beispiele sehen. Das wünsche ich mir. 

 

Kerrin Stumpf: Können Sie sich vorstellen, dass die Teilhabeberatung dafür Raum 

lässt? Dieser innovative Familienblick, der mitbetrachtet wird, ein Portal, wo man sich 

austauscht, nächste Schritte organisiert? 

 

Dr. Nils Teifke: Auf jeden Fall, eine Aufgabe der Teilhabeberatung ist es 

auch, eine Austauschplattform zu errichten, wo diese Fragen diskutiert werden 

und wo Innovationen erfolgen. Wie jetzt im Einzelnen mobil aufsuchende 

Beratung stattfinden kann, hängt davon ab, wie die Beratungsangebote, die 

sich jetzt beworben haben, es anbieten. Wir haben es auf jeden Fall 

zugelassen nach der Förderrichtlinie. Wir haben da an größere 

Flächenstaaten gedacht – muss ich zugeben -, um abgelegene Orte zu 

erreichen. Aber auch das Thema „wie erreiche ich stationäre Einrichtungen?“ 
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spielt eine große Rolle. Wie erreichen wir die Ratsuchenden oder machen wir 

sie drauf aufmerksam, dass es das Angebot einer unabhängigen Beratung 

gibt? 

 

 

 

 

 

Kerrin Stumpf: Eine Frage noch an Sie, Dr. Teifke. Ich bin Vertreterin der 

Betreuungsvereine. Die rechtlichen Betreuungen sind eine Möglichkeit, an der Seite 

des Betroffenen die Rechtsstellung zu verbessern im Sinne einer guten 

Antragstellung und Gestaltung des Lebens. Ab 2020 wird sich für die Menschen in 

bisher stationären Einrichtungen grundsätzliches verändern, dadurch dass  

existenzsichernde Leistungen getrennt werden. Kann man sagen, dass da die EUTB 

herausgefordert wird, denn sie muss schauen, wenn es keinen Barbetrag mehr gibt,  

zu schauen, wie kommt das Geld in das Portemonnaie? Welche Qualifikation muss 

ein Mensch in der EUTB haben? 
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Dr. Nils Teifke: Dazu muss sie auskunftsfähig sein. Wir haben keine 

verschärften Anforderungen an die Qualifikation der Berater gestellt. Die 

EUTB berät über das gesamte Teilhabe- und Rehabilitationsrecht. Natürlich 

wissen wir über die neue Ausrichtung, die mit dem Bundesteilhabegesetz 

kommt. Dazu bedarf es intensiverer Schulung. Wir verlangen nicht, dass alle 

Beratungspersonen, die jetzt an den Start gehen, die ausreichende 

Qualifikation haben und sich im SGB I – XII auskennen oder in den 

einschlägigen Bereichen des Sozialgesetzbuchs.                                                           

Dazu dient ein Schulungsprogramm, das bereits jetzt erarbeitet wird durch die 

Fachstelle Teilhabeberatung. Die Fachstelle hat jetzt verschiedene 

Fokusteams gebildet, die auch Experten hinzugezogen haben, also Personen, 

die nicht unmittelbar bei der Fachstelle angestellt sind, aber mitarbeiten in 

diesen Fokusteams. Ein Fokusteam zum Beispiel ist damit beschäftigt, ein 

Curriculum auszuarbeiten erst mal für die Grundqualifikation. Das wird eine 

Schulung sein, die alle Berater der EUTB zu durchlaufen haben, egal welchen 

Hintergrund sie mitbringen und was bereits vorhanden ist. In der 

Grundschulung soll vermittelt werden, was das Neue an der EUTB ist, die 

Ziele und das Prinzip „Einer für alle“.  

 

Es geht nicht darum, dass ein Peer eine besondere, eine spezifische 

Teilhabeeinschränkung hat, sondern die allgemeinen Grundsätze, die 

Erfahrung von Diskriminierung beispielsweise, solche Aspekte sollten 

vorhanden sein, Experte-Sein in eigenen Angelegenheiten und eben das 

Prinzip, die Ratsuchenden zu befähigen, zu ermächtigen, also der sogenannte 

Empowerment-Ansatz, dass der sichergestellt wird und im Vordergrund der 

Beratung steht. 

                                                                                                                          

Die Beratung soll sich nicht zu sehr in Details verlieren, sondern dieser 

Gedanke der alles überragende ist: „ Wie schaffen wir es, Menschen mit 

Behinderung in ihrer Selbstbestimmung zu stärken?“. 
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Kerrin Stumpf: Dr. Teifke, Herr Polczyk sagte, er habe die Hoffnung, die EUTB 

führe zur Deeskalation. Was sagen Sie dazu? 

 

Dr. Nils Teifke: Ich sehe das erst mal entspannt, weil das ist letztendlich 

genau das, was wir wollen. Menschen dazu zu bringen, ihr Leben in die 

eigene Hand zu nehmen. Das muss nicht bedeuten, dass man jetzt irgendwie 

mit Streitlust oder dergleichen sich gegenüber den zuständigen Stellen 

gegenübersieht, sondern einfach selbstbewusst die eigene Position vertreten 

zu können im Austausch mit den Behörden oder Rehabilitationsträgern, dass 

man auf Augenhöhe mit denen auch in die Beratungssituation gehen kann.  

 

Ziel der EUTB ist es dabei nicht, als eine ersetzende Funktion zu agieren, 

sondern im Vorfeld schon der Beantragung von Leistungen eine gewisse 

Orientierungshilfe zu geben. Ob das letztendlich zu mehr Streitlust bzw. 

Streitkultur führt, bleibt abzuwarten. Ich sehe das nicht problematisch und 

denke, die Rehaträger werden da gewappnet sein. 

 

 

Kerrin Stumpf: Sie arbeiten an der Struktur, es geht um die Fachlichkeit der 

Teilhabestelle. Also ich rufe bei Ihnen morgen an und mache ein 

Hintergrundgespräch. Sie sind Fachmann, und ich sage, ich brauche 

Hintergrundinformationen. Wie wir als Organisationen das sehen, muss sich die 

Fachstelle doch noch aufladen zu Unabhängigkeit. Einige sind klassische Selbsthilfe, 

die brauchen andere Qualitätsunterstützung etc. als ein Verein, der schon langjährig 

berät und viel Erfahrung hat. Was muss die Teilhabeberatung alles können? Sie 

muss also sehr aufsuchend sein, sie darf nicht nur in Berlin sitzen. Was muss sie 

noch haben? 

 

Dr. Christof Stamm: Wenn man das so anguckt, muss es die eierlegende 

Wollmilchsau sein, die wir aber nicht bekommen. Wichtig ist, nicht alles über 

einen Kamm zu scheren. Ich brauche eine Grundausrichtung der EUTB. Das 

macht Sinn, dass man ein Wir-Gefühl entwickelt, gemeinsame Prinzipien und 

Ziele hat. Nachfolgend wird unabdingbar sein zu differenzieren. Erst einmal 
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geht es darum, wenn ich einen Leistungserbringer habe, mehr zum Thema 

Unabhängigkeit sicherstellen zu können, Parteilichkeit für den Ratsuchenden, 

unabhängig, was sonst noch alles so ist. Bei Peer-Beratern ist auch wichtig 

sicherzustellen, dass man seine eigene Rolle reflektiert und nicht nur aus 

seiner eigenen Situation zu Behinderung berät. Ich würde mir sehr wünschen 

–  das sind nur 2 Beispiele –, dass diese Fachstelle da differenziert und 

spezifische Angebote macht und verschiedene Zielgruppen berücksichtigt 

werden. Das wäre sehr wichtig. 

 

Kerrin Stumpf: Frau Badura, Sie sind die Beauftragte für die Belange von Menschen 

mit Behinderung für die bayerische Staatsregierung. Sie treffen die Menschen, Sie 

haben den Finger wirklich am Puls der Menschen, in Einrichtungen, Familien. Was 

können Sie in diesen Prozess einspielen? Wo sehen Sie da Ihre Rolle? 

 

Irmgard Badura: Einmal ansprechbar sein, das ist wichtig, Mut machen, zu 

sagen, wenn was nicht passt, wenn man sich nicht gut beraten fühlt, sich das 

trauen. Das tun die Menschen in meinem Bundesland auf jeden Fall. Aber sie 

sollen die gesetzlich festgelegten kommunalen Beauftragten in Anspruch 

nehmen, auch die muss man stärken. Es ist uns gelungen, die Politik zu 

überzeugen, dass man eine hauptamtliche Stelle auf Landesebene benötigt, 

auf der Minister- und Staatsekretärebene. Damit die kommunalen 

Beauftragten ihre Arbeit tun können. Und wir haben auch die Ehrenamtler, die 

vom heimischen PC aus arbeiten, das muss gestärkt werden, in anderen 

Bundesländern auch. In Hamburg arbeitet man ja gut. Aber selbst mein rot-

grünes Nachbarland, da ist das eine ehrenamtliche Stelle. 

 

 

Kerrin Stumpf: Vielleicht haben Sie noch eine Idee als Ratgeberin? 

 

Irmgard Badura: Mal sehen, wie sich das entwickelt, ich bin neugierig, wie 

sich die Fachstelle aufstellen wird, in meinem Kopf hat es auch 

weitergearbeitet. Das mit den Webangeboten, Atlas, Landkarten, den 

Inklusionsatlas hätte ich gerne bestückt, wir Menschen mit Behinderung 
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tummeln uns durch die Gegend, kein Wunder, dass wir uns manchmal 

verlaufen. 

 

Kerrin Stumpf: Nicht alles was toll aussieht, ist auch wirksam. 

Ich möchte ja Sie alle, liebe Teilnehmde, in den nächsten drei Jahren ansprechen, 

Sie sehen alle so jung und gelassen aus, als hätte es Ihnen Spaß gemacht, was Sie 

in den Dialogforen erarbeitet haben. Nun zum Schluss kann nochmal jeder für sich 

die Gäste des heutigen Fachtages ansprechen, denn die haben alle Augenringe, 

haben schwer gearbeitet, waren in vielen Veranstaltungen, haben Menschen zu 

beraten, die sind erschöpft und brauchen ihren Zuspruch. Sind die Berater*innen 

Partner, in dem, was sie tun werden? ein motivierendes Gespräch für jeden, das 

wäre gut. Frau Badura, Sie dürfen anfangen. Sie sprechen die Menschen an und 

sagen, warum sie toll ist, die EUTB. 

 

 

Irmgard Badura: Ein Gedanke ist, zeigen Sie mir und uns als kommunalen 

Beauftragten, wo es knirscht, dass Sie unsere Rolle als Sprachrohr der 

Menschen mit Behinderung nutzen, um gemeinsam vorwärtszukommen. Auch 

wir sind landesweit unterwegs, und Sie zeigen immer, wo es perfekt 

funktioniert, zeigen Sie uns auch, wo es nicht so ist. Dazu bitte ich bundesweit 

aus dem bayerischen Blick. 
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Dr. Nils Teifke: Ich möchte einen Dank aussprechen an das Netzwerk 

unabhängige Beratung. Es ist ja gelungen, viele nach Berlin zu locken, die an 

der unabhängigen Teilhabeberatung interessiert sind. Ich wünsche, dass Sie 

trotz einiger nicht so schöner Entwicklungen, die zu Zeitverzug führten und 

dem Unmut wegen des zähen Antragsverfahrens, dass Sie motiviert bleiben, 

an den Zielen hinter dem Gesetz weiterzuarbeiten, unabhängig davon, ob Sie 

einen Antrag gestellt haben oder positiv beschieden werden.                                  

 

Wichtig ist, dass Sie sich engagieren für Menschen mit Behinderung, und 

wenn der eine oder andere, der sich ehrenamtlich engagiert, in diese enge 

Förderrichtlinie nicht hineinpasst, soll das nicht bedeuten, dass er an der 

Stelle keine gute Arbeit macht. Ziel ist ein Netzwerk, das Menschen mit 

Behinderung in ihrer Selbstbestimmung stärkt. 
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Dr. Christof Stamm: Was soll ich dazu jetzt noch sagen? Ich wünsche, dass 

Sie den Ärger der letzten Monate vergessen. Wir hatten mit vielen Trägern, 

Antragstellern zu tun. Mir hat immer leidgetan, dass es so viele 

Schwierigkeiten bereitete. Ich habe so viele tolle Leute kennengelernt, die 

Anträge stellten. Ich hoffe, sie nutzen das Potenzial der EUTB, um daraus was 

Tolles zu formen, was die Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung 

nach vorne bringt. Ich habe sehr viele Anträge gelesen. Ich bin guten Mutes, 

ich habe gesehen, wie viel Potenzial da liegt, wir müssen uns trotz aller 

Schwierigkeiten keine Sorgen machen, ob das zu einem Erfolg wird. 

 

 

 

Kerrin Stumpf: Sie sehen, es lohnt sich. Daher vielen Dank, dass Sie heute so 

geduldig dabei waren. Ich hoffe, Sie haben sich wiedergefunden in meinen Fragen. 

Ihre Fragen finden sich dann in der Dokumentation wieder.  

 

 

Vielen Dank für Ihr Interesse. 

 

 

Ende der Veranstaltung 

 

 

 

Hinweis:  

Der Austausch in der „Fragestunde“ wurde durch die Schriftdolmetscherinnen 

Simone Rachholz und Margret Meyer auf der Veranstaltung am 16.11.2017 

mitgeschrieben und freundlicherweise zum Zwecke dieser  

Veranstaltungsdokumentation zur Verfügung gestellt.                                                           

Der Text wurde redaktionell überarbeitet.  

 

Fotos: A.C. Bickenbach 
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